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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Damen und Herren,

bereits seit 1993 arbeiten die Gewerkschaften im deutsch-tschechisch-polnischen
Grenzraum im Rahmen des Interregionalen Gewerkschaftsrates Elbe-Neiße eng
zusammen. Seit der Gründung des IGR Elbe-Neiße bemühten sich die drei Partner
DGB Bezirk Sachsen, NSZZ „Solidarność“, Region Jelenia Góra, und die Nord-
böhmischen Gewerkschaftsverbände um die Integration der Tschechischen Repu-
blik und der Republik Polen in die Europäische Union. 

Mit dem Beitritt der Tschechischen Republik und der Republik Polen am 1. Mai
2004 in die Europäische Union stehen die Grenzräume als Schnittstellen der
Europäischen Integration vor der Herausforderung, die Teilräume zu grenzüber-
schreitenden gemeinsamen Lebens-, Wirtschafts- und Arbeitsräumen weiterzu-
entwickeln. Dabei spielen die Sozialpartner eine wesentliche Rolle.

Der Interregionale Gewerkschaftsrat Elbe-Neiße sieht in den kommenden Jahren
die Integration der Arbeitsmärkte im Grenzraum als eine vorrangige Aufgabe an,
die partnerschaftlich von den drei wesentlichen Arbeitsmarktakteuren, d.h., den
Gewerkschaften, den Arbeitsverwaltungen und den Arbeitgeberverbänden aus
Deutschland, Tschechien und Polen gemeinsam gestaltet werden muss. Ziel ist es,
für den gemeinsamen Grenzraum nachhaltige Arbeitsmarktstrategien zu ent-
wickeln, die Instrumente der aktiven Arbeitsmartpolitik aufeinander abzustim-
men, die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hin-
sichtlich der spezifischen Bedarfe des Grenzraums zu erhöhen und Beschäftigte in
grenzüberschreitenden Arbeitsverhältnissen zu beraten und zu begleiten.

Vor der Erweiterung der Europäischen Union im Jahr 2004 wurden Befürchtungen
laut, dass der sächsische Arbeitsmarkt nach der Erweiterung in hoher Zahl Grenz-
gänger aus den angrenzenden tschechischen und polnischen Grenzräumen auf-
nehmen müsse. Zugleich bestand in den tschechischen und polnischen Grenzräu-
men die Sorge, dass vor allem höherqualifizierte Arbeitskräfte nach Sachsen pen-
deln könnten und somit eine Fachkräftelücke in den Ländern entstehen könnte. 

Die Gewerkschaften in den drei Ländern haben die zum Teil deutlich überzogenen
Prognosen kritisiert und darauf hingewiesen, dass damit Ängste und Ressenti-
ments geweckt werden, die dem Zusammenwachsen der Grenzräume hinderlich
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sind. Zugleich haben die Gewerkschaften ihre grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit im Bereich der Arbeitsmarktpolitik verstärkt und neue Informationsangebo-
te entwickelt, um der Benachteiligung ausländischer Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer entgegenzuwirken. 

Mit dem vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit geförderten Projekt
„Pendeln zwischen den Grenzregionen von Sachsen und Nordböhmen sowie von
Sachsen und Niederschlesien: eine Herausforderung und Chance für die Grenzre-
gionen und die Sozialpartner“ haben sich der DGB Bezirk Sachsen, die NSZZ „Soli-
darność“, Region Jelenia Góra, und der Regionalrat der Gewerkschaftsverbände
der ČMKOS im Bezirk Ústí nad Labem der Gruppe von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern angenommen, die bereits zum jetzigen Zeitpunkt ohne Einschrän-
kungen grenzüberschreitend tätig sein können: der Grenzgänger im deutsch-
tschechisch-polnischen Grenzraum.

Die hier vorliegende Handreichung für Gewerkschafter, Arbeitsverwaltung, Be-
schäftigte und Arbeitgeber im Grenzraum wurde im Rahmen des oben genannten
Projekts, gefördert vom Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, erstellt und infor-
miert sowohl über die arbeitsrechtlichen Bedingungen in den drei Ländern als
auch über die gesetzlichen Mindeststandards, die Beschäftigten unabhängig vom
Wohnort oder ihrer Herkunft zustehen.

Hanjo Lucassen Włodzimierz Śniatecki František Frolík
DGB  Bezirk Sachsen NSZZ „Solidarność“ Jelenia Góra RROS ČMKOS Ústeckého kraje
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A. Arbeitsrechtliche Bedingungen und gesetzliche Mindest-
standards in Deutschland

I. Der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt
Für EU-Mitglieder galt bis zum 30.4.2004 prinzipiell der Grundsatz der Freizügig-
keit: alle EU-Bürger hatten das Recht, sich in jedem Land der Europäischen Union
aufzuhalten und auch dort zu arbeiten. Mit dem Beitritt der 10 neuen Länder
wurde allen EU-Mitgliedsländern die Möglichkeit eingeräumt, Übergangsfristen
einzuführen, um die Akzeptanz der EU-Erweiterung nicht zu gefährden und even-
tuelle ökonomische Risiken infolge der starken Struktur- und Kostendifferenzen
abzumildern. Sowohl Deutschland als auch Polen schränken vorerst die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit ein. 

Übergangsfristen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit 
Zur Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit wurde auf EU-Ebene das
„2+3+2“-Modell entwickelt. Dieses sieht eine stufenweise Einschränkung der
Freizügigkeit vor. Diese kann zum 01.05.2006 oder zum 01.05.2009, spätestens
aber zum 01.05.2011 aufgehoben werden. Spätestens zu diesem Termin gilt die
Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb aller EU-Staaten. 
Insgesamt ergeben die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen verschiedene
Möglichkeiten für Polen und Tschechen, in Deutschland zu arbeiten. Während die
meisten Arbeitsgenehmigungen jedoch nur in bestimmten Bereichen und zeitlich
befristet erteilt werden, bietet der Grenzgängerstatus auch Personen, die nicht
unter diese Berufsgruppen fallen, sowie unqualifizierten Arbeitskräften die Mög-
lichkeit, in Deutschland legal und zu den gleichen arbeitsrechtlichen Bedingun-
gen wie inländische Arbeitnehmer zu arbeiten. 

Im Folgenden sind die notwendigen Bedingungen zur Erteilung einer Arbeitsge-
nehmigung an Grenzgänger aus den östlichen Nachbarländern zusammenfas-
send aufgelistet.

Voraussetzungen für den Grenzgängerstatus
Betriebe an der Grenze zu Polen und Tschechien können unter bestimmten Vor-
aussetzungen Grenzgänger aus dem jeweiligen Nachbarland beschäftigen.
Einem Grenzgänger kann eine Arbeitserlaubnis unter bestimmten Voraussetzun-
gen erteilt werden, hierzu zählen unter anderem:
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– Der Betroffene kehrt entweder täglich in seinen Heimatstaat zurück oder es han-
delt sich um eine auf längstens 2 Tage in der Woche begrenzte Beschäftigung.

– Die Person bezieht keine Sozialleistungen in Polen bzw. Tschechien.
– Der Ort der Beschäftigung liegt in der Grenzzone.
– Durch die Beschäftigung des Grenzgängers dürfen sich keine nachteiligen Aus-

wirkungen auf den deutschen Arbeitsmarkt ergeben, es stehen keine deut-
schen Arbeitnehmer oder ihnen gleichgestellte Ausländer zur Verfügung.

– Der tschechische oder polnische Staatsangehörige wird nicht zu ungünstigeren
Bedingungen als ein vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer beschäftigt.

Weitere Arbeitsmöglichkeiten für Polen und Tschechen in Deutschland
Zugangsmöglichkeiten zum deutschen Arbeitsmarkt, abgesehen von einer Tätig-
keit als Grenzgänger, gibt es für Polen und Tschechen aufgrund zwischenstaatli-
cher Vereinbarungen in folgenden geregelten Bereichen. 
Saisonarbeiter: In den Bereichen Forstwirtschaft, Gastronomie, Obst- und Gemü-
seanbau kann die Arbeitserlaubnis für bis zu drei Monate erteilt werden.
Gastarbeitnehmer: Beschäftigungen, die der beruflichen und sprachlichen Fortbil-
dung dienen, sind bis zu einem Jahr erlaubt (Verlängerung um sechs Monate
möglich).
Entsandte Arbeiter: Besonders im Baubereich waren auch schon in der Vergan-
genheit polnische Arbeiter in Deutschland tätig. Das ist auch künftig nur im Rah-
men von bilateralen Vereinbarungen (Abkommen zur Entsendung von Werkver-
tragsarbeitnehmern) möglich. Polnische Baufirmen sind für deutsche Firmen als
Subunternehmer tätig.  
Für den deutschen Arbeitsmarkt sind ferner IT-Spezialisten (maximal fünf Jahre)
und Au-Pairs zugelassen.  
Für Selbstständige gilt grundsätzlich eine Niederlassungsfreiheit, allerdings unter
Beachtung der berufs- und gewerberechtlichen Bestimmungen. 

Dienstleistungsfreiheit gilt grundsätzlich für in Beitrittsstaaten niedergelassene
Unternehmen. So kann also beispielsweise ein in Polen niedergelassener Pflege-
dienst seine Dienste in Deutschland anbieten.  

Ausnahmen
Die Dienstleistungsfreiheit ist eingeschränkt im Baugewerbe (einschließlich ver-
wandter Wirtschaftszweige) sowie in Teilbereichen des Handwerks (Innendekora-
tion), und bei der Reinigung von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln. 
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Spezielle Regelungen existieren mit Polen für Monteure bzw. „entsandte Arbeit-
nehmer im Rahmen wirtschaftlicher Kooperation“, diese sind arbeitsgenehmi-
gungsfrei.

Aber: Während der Übergangszeit zur Arbeitnehmerfreizügigkeit ist eine Tätigkeit
von Staatsangehörigen der Beitrittsstaaten als Leiharbeitnehmer nicht möglich,
da nach den geltenden Bestimmungen des Arbeitsgenehmigungsrechts Arbeits-
erlaubnisse generell nicht an Arbeitnehmer erteilt werden können, die als Leihar-
beitnehmer tätig werden wollen.

Sozialversicherungsrecht für Grenzgänger in Deutschland 
Wenn Arbeitnehmer aus den Beitrittsstaaten in Deutschland rechtmäßig eine Be-
schäftigung ausüben, unterliegen sie der deutschen Sozialversicherung. Sie müs-
sen vom Arbeitgeber mit Aufnahme der Beschäftigung bei der Einzugsstelle
(Krankenkasse) angemeldet werden und sind gegen Krankheit und Arbeitslosig-
keit sowie in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert. Dabei müssen sie
die deutschen Beitragssätze bezahlen, die entsprechenden Sozialabgaben werden
automatisch aus dem Gehalt abgezogen. Der Arbeitnehmer hat allerdings die
Möglichkeit zur so genannten Einkommensteuer-Veranlagung. 
Die erworbenen Rechte müssen dem Arbeitnehmer grundsätzlich erhalten blei-
ben, wenn er sich in einen anderen EU-Mitgliedstaat begibt. Dazu kommt noch
das Prinzip der Kumulierung – d.h. die in den einzelnen Ländern geleisteten
Beiträge zur sozialen Sicherheit werden ohne Unterschied zusammengerechnet,
um zu gewährleisten, dass der Arbeitnehmer die Versicherung bei Bedarf unmit-
telbar in dem neuen Land in Anspruch nehmen kann und dass er Ansprüche in
gleicher Weise erwirbt, wie wenn er seinen Beruf stets im gleichen Land ausgeübt
hätte.

Arbeitslosengeldanspruch
Verliert ein Grenzgänger nach mindestens 12 Monaten seine Arbeit, so kann er
laut einem Gerichtsurteil unter der Voraussetzung der Verfügbarkeit für den deut-
schen Arbeitsmarkt Arbeitslosengeld aus Deutschland beziehen.

DEUTSCHLAND – ARBEITSRECHTLICHE BEDINGUNGEN
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II. Arbeitsrechtliche Bedingungen in Deutschland

Überblick über das deutsche Arbeitsrecht
An der inhaltlichen Gestaltung des Arbeitsrechts sind neben dem Staat, der für
die Gesetzgebung verantwortlich ist, die Tarifvertragsparteien beteiligt. Nach dem
Tarifvertragsgesetz sind das die Gewerkschaften, einzelne Arbeitgeber sowie Ver-
einigungen von Arbeitgebern (§2 Abs.1 TVG). Der Staat sichert durch seine Geset-
ze gewisse Mindeststandards von Arbeitsbedingungen ab, die durch Tarifverträge
jedoch besser geregelt werden können.

Maßgebliche Rechtsquellen für das Arbeitsrecht sind:
Europarecht: Verordnungen und Richtlinien www.adg-archiv.de/Europarecht.html

Grundgesetz, insb. Art. 9 Abs. 3    www.adg-archiv.de/Grundgesetz.html 

Koalitionsfreiheit   www.adg-archiv.de/Koalitionsfreiheit.html

BGB (insb. §§ 611 ff. BGB)   www.adg-archiv.de/BGB.html

Dienstvertrag   www.adg-archiv.de/Dienstvertrag.html

Kündigungsschutzgesetz   www.adg-archiv.de/Kuendigungsschutzgesetz.html

Betriebsverfassungsgesetz   www.adg-archiv.de/Betriebsverfassungsgesetz.html

Tarifvertragsgesetz   www.adg-archiv.de/Tarifvertragsgesetz.html 

Teilzeit- und Befristungsgesetz   www.adg-archiv.de/Teilzeit-_und_Befristungsgesetz.html

Entgeltfortzahlungsgesetz   www.adg-archiv.de/Entgeltfortzahlungsgesetz.html

Tarifverträge   www.adg-archiv.de/Tarifvertrag.html

Betriebsvereinbarungen   www.adg-archiv.de/Betriebsvereinbarungen.html 

Einzelarbeitsverträge   www.adg-archiv.de/Arbeitsvertrag.html 

Eine weitere Rechtsquelle ist das so genannte 
Richterrecht   www.adg-archiv.de/Richterrecht.html

Tarifverträge
Nach dem TVG regelt der Tarifvertrag die Rechte und Pflichten der Tarifvertrags-
parteien und enthält Rechtsnormen, die den Inhalt, den Abschluss und die Been-
digung von Arbeitsverhältnissen sowie betriebliche und betriebsverfassungsrecht-
liche Fragen ordnen können (§1 Abs.1 TVG). Nach Kittner (2005) bestanden im
Jahre 2003 „ca. 59 6000 gültige Tarifverträge. Sie erfassen etwa vier Fünftel aller
Arbeitnehmer. [...] Die weitaus meisten Arbeitnehmer werden von Verbandstarif-
verträgen (= „Flächentarifverträgen“) erfasst. 
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Daneben gibt es eine Vielzahl von Firmenverträgen zwischen einem einzelnen
Arbeitgeber und einer Gewerkschaft.1 [...] Möglich, aber selten sind Ergänzungsta-
rifverträge zu Verbandstarifverträgen.“2 Im Tarifvertrag können unter anderem fol-
gende Punkte – abweichend von den gesetzlichen Standards – geregelt werden: 
– Arbeitszeit
– Mehrarbeitsvergütung
– eigenständige Kündigungsfristen
– Eingruppierung und Bezahlung
– Urlaub
– zusätzliches Urlaubs-/ Weihnachtsgeld
– vermögenswirksame Leistungen
– bezahlte/ unbezahlte Freistellung von der Arbeit
– 13. Monatseinkommen

Die Tarifautonomie kann Arbeitsbedingungen regeln, die von dem geltenden
Recht abweichen. 
Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ermöglicht „die Errichtung von Betriebs-
räten zur Interessenvertretung der Arbeitnehmer in Betrieben mit mindestens fünf
ständigen wahlberechtigten Arbeitnehmern 3 [...] Die Bildung von Betriebsräten ist
freiwillig.4

Die Einwirkungsmöglichkeiten des Betriebsrates auf die Entscheidungen des Ar-
beitgebers sind vielfältig und umfassen u.a. Informations- und Mitbestimmungs-
rechte, z.B. in Bezug auf Arbeitszeit, Arbeitsentgelte, Urlaubsangelegenheiten,
Gesundheitsschutz etc.

Arbeitsbedingungen für ausländische Beschäftigte in Deutschland
Es besteht ein Verbot der Diskriminierung gegenüber Inländern, d.h. Unionsbür-
ger genießen als Arbeitnehmer unabhängig von dem Mitgliedstaat, in dem sie
wohnen, die gleichen Rechte wie Staatsangehörige dieses Mitgliedstaats. 
Im nächsten Kapitel sind die wichtigsten Arbeitsregelungen und Arbeitsbedingun-
gen im Überblick aufgelistet.

DEUTSCHLAND – ARBEITSRECHTLICHE BEDINGUNGEN
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III. Gesetzliche Mindeststandards

1. Arbeitsverträge

Grundsätzlich besteht in Deutschland Vertragsfreiheit, da das Arbeitsrecht Teil des
Zivilrechts ist, genauer des besonderen Schuldrechts. Da der Arbeitgeber aber
regelmäßig eine deutlich stärkere Vertragsposition besitzt und sich der Arbeitneh-
mer durch den Arbeitsvertrag in eine soziale Abhängigkeit begibt, ist die Vertrags-
freiheit durch das geltende Recht stark zum Schutze des Arbeitnehmers einge-
schränkt. 

Die Entstehung des Arbeitsverhältnisses
§2 des Gesetzes über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden we-
sentlichen Bedingungen, des Nachweisgesetzes (NachwG) besagt u.a., dass der
Arbeitgeber spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeits-
verhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen, die
Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhändigen hat.

In die Niederschrift sind mindestens aufzunehmen:
1. der Name und die Anschrift der Vertragsparteien,
2. der Zeitpunkt und der Beginn des Arbeitsverhältnisses,
3. bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des Arbeitsver-

hältnisses,
4. der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten

Arbeitsort tätig sein soll, ein Hinweis darauf, dass der Arbeitnehmer an ver-
schiedenen Orten beschäftigt werden kann,

5. eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu lei-
stenden Tätigkeit,

6. die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts einschließlich der
Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie anderer Be-
standteile des Arbeitsentgelts und deren Fälligkeit,

7. die vereinbarte Arbeitszeit,
8. die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,
9. die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses,

10. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs-
oder Dienstvereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind.

DEUTSCHLAND – GESETZLICHE MINDESTSTANDARDS
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer können Abschluss, Inhalt und Form des Arbeits-
vertrages frei vereinbaren, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften,
Bestimmungen eines anwendbaren Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinba-
rung entgegenstehen (§105, Satz1 GewO). 
(Anmerkung: Das so genannte tarifdispositive Gesetzesrecht ermöglicht den Tarifvertragsparteien, in
Tarifverträgen auch für Arbeitnehmer ungünstigere Vereinbarungen abzuschließen. Solange eine Verein-
barung nicht offensichtlich ungerecht und unbillig ist, lässt es das dispositive Gesetzesrecht zu, dass die
Partner des Tarifvertrags abweichende Regelungen treffen, sowohl zum Nachteil als auch zum Vorteil
des Arbeitnehmers. Tarifvertragsrecht gilt unmittelbar und zwingend für den Arbeitnehmer, der Mitglied
der tarifvertragsschließenden Gewerkschaft ist, und den Arbeitgeber, der selbst einen Tarifvertrag
schließt oder Mitglied eines Arbeitgeberverbands ist, der in seinem Namen Tarifverträge vereinbart hat.
Außerdem kann die Anwendung von tarifvertraglichen Regelungen einzelvertraglich zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer vereinbart werden. Von Tarifverträgen kann nur zugunsten des Arbeitnehmers
abgewichen werden.)

Tarifverträge können nach §5 Abs.1 TVG vom Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit im Einvernehmen mit einem aus je drei Vertretern der Spitzenorgani-
sationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehendem Ausschuss für allge-
mein verbindlich erklärt werden. Nach Kittner wird jedoch „Nur eine verschwin-
dend geringe Minderheit von Tarifverträgen [  ] für allgemein verbindlich erklärt
(etwas über 1% für ca 1,4 Mio Arbeitnehmer; vor allem in wenig konzentrierten
Branchen, wie im Groß- und Einzelhandel, in der Bauwirtschaft und in der Textilin-
dustrie, in denen auf Arbeitgeberseite viele unorganisierte, potentielle Schmutz-
konkurrenten tätig sind).“ 5

Der Tarifvertrag kann auch für Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die nicht den tarif-
schließenden Verbänden angehören, für allgemeinverbindlich erklärt werden,
wenn dies im öffentlichen Interesse geboten erscheint.

Ein Wettbewerbsverbot für die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann
durch eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beschränkt wer-
den. Das Wettbewerbsverbot muss schriftlich vereinbart werden und ist nur wirk-
sam, wenn dem Arbeitnehmer eine Entschädigung für die Zeit des Wettbewerbs-
verbotes gezahlt wird (§10 GewerbeO). 

Werden Formvorschriften, die durch Gesetz, Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung
oder Einzelarbeitsvertrag begründet sind, für den Abschluss eines Arbeitsvertra-
ges oder einzelner Vertragspunkte nicht eingehalten, so können der gesamte Ver-
trag oder einzelne Punkte nichtig sein. 6
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2. Befristung

Normalerweise wird der Arbeitsvertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz – TzBfG)  trat am 1. Januar 2001 (als Folgegesetz) in Kraft. Ziel des
Gesetzes ist es, Teilzeitarbeit zu fördern, die Voraussetzungen für die Zulässigkeit
befristeter Arbeitsverträge festzulegen und die Diskriminierung von Teilzeitbe-
schäftigten und befristet beschäftigten Arbeitnehmern zu verhindern (§ 1 TzBfG).

Die Befristung eines Arbeitsvertrages ist zulässig, wenn sie durch einen sachlichen
Grund gerechtfertigt ist. Ein sachlicher Grund liegt insbesondere vor, wenn
1. der betriebliche Bedarf an der Arbeitsleistung nur vorübergehend besteht, 
2. die Befristung im Anschluss an eine Ausbildung oder ein Studium erfolgt,

um den Übergang des Arbeitnehmers in eine Anschlussbeschäftigung zu er-
leichtern,

3. der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers beschäftigt 
wird, 

4. die Eigenart der Arbeitsleistung die Befristung rechtfertigt, 
5. die Befristung zur Erprobung erfolgt, 
6. in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe die Befristung rechtfertigen, 
7. der Arbeitnehmer aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die haushaltsrechtlich

für eine befristete Beschäftigung bestimmt sind, und er entsprechend be-
schäftigt wird oder 

8. die Befristung auf einem gerichtlichen Vergleich beruht. (§14 Abs. 1 TzBfG).

Nach §2 TzBfG können befristete Arbeitsverträge ohne Vorliegen eines sachlichen
Grunds nur bei Neueinstellungen abgeschlossen werden. Deren Dauer darf höch-
stens zwei Jahre betragen. Innerhalb der Höchstbefristungsdauer von zwei Jahren
sind bis zu drei Verlängerungen des befristeten Arbeitsvertrages möglich. Tarifver-
tragliche Abweichungen von der gesetzlichen zweijährigen Höchstbefristungs-
dauer und der höchstens dreimaligen Verlängerung eines erleichtert befristeten
Arbeitsvertrages sind möglich. 

Auch für Existenzgründer ist die befristete Beschäftigung von Arbeitnehmern er-
leichtert worden: In den ersten vier Jahren nach Gründung eines Unternehmens
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ist die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines
sachlichen Grundes bis zur Dauer von vier Jahren zulässig (§14 Abs. 2a Satz 1).
Ebenfalls erleichtert wurde die befristete Einstellung für Arbeitnehmer ab dem 
52. Lebensjahr. 

Ein befristet beschäftigter Arbeitnehmer darf wegen der Befristung des Arbeits-
vertrages nicht schlechter behandelt werden als ein vergleichbarer unbefristet
beschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn, dass sachliche Gründe eine unterschied-
liche Behandlung rechtfertigen (§4 Abs 2 Satz 1 TzBfG). 
Die Befristung eines Arbeitsvertrages bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform
(§14 Abs.4 TzBfG).

3. Probezeit

In Arbeitsverträgen wird häufig vereinbart, dass die erste Zeit des Arbeitsverhält-
nisses als Probezeit gelten soll. In der Regel wird eine Probezeit für nicht länger
als sechs Monate vereinbart. In vielen Tarifverträgen ist eine Probezeit auch für
einen kürzeren Zeitraum vorgesehen. Während der Probezeit kann das Arbeitsver-
hältnis mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. Im Tarifvertrag kann
zugunsten des Arbeitnehmers auch eine längere Kündigungsfrist festgelegt wer-
den. Wird das Probearbeitsverhältnis für länger als sechs Monate vereinbart (in
seltenen Fällen möglich bei beiderseitigem Einverständnis), gilt nach Ablauf des
sechsten Monats evtl. das Kündigungsschutzgesetz.

Möglich ist auch die Vereinbarung einer Probezeit als befristetes Arbeitsverhält-
nis. Die Befristung darf zur Erprobung erfolgen (s.o., §14, Abs. 1 TzBfG). Der Tarif-
vertrag oder die Betriebsvereinbarung kann jedoch die Befristung ausschließen.7

Für ein Probearbeitsverhältnis (maximal sechs Monate) gelten alle arbeitsrechtli-
chen Gesetze, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen. Während einer verein-
barten Probezeit, längstens für die Dauer von sechs Monaten, kann das Arbeits-
verhältnis mit einer gesetzlichen Frist von zwei Wochen gekündigt werden (siehe
§6221 Abs. 3 BGB). Im Tarifvertrag kann eine andere Frist vereinbart sein. 8
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4. Kündigungsfristen

Eine ordentliche Kündigung
– durch den Arbeitnehmer bedarf keiner Begründung, 
– durch den Arbeitgeber bedarf einer Begründung, es sei denn, dass das Kün-

digungsschutzgesetz keine Anwendung findet,
– ist in der Regel an eine bestimmte Kündigungsfrist und bestimmte Termine

gebunden,
– ist bei unbefristeten Arbeitsverhältnissen zulässig,
– ist bei befristeten Arbeitsverhältnissen nur zulässig, wenn dies einzelvertrag-

lich oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist. 

Das Arbeitsverhältnis eines Arbeiters oder eines Angestellten (Arbeitnehmers)
kann mit einer Frist von vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende eines
Kalendermonats gekündigt werden (§622 Abs. 1 BGB). 
In Abhängigkeit von der Dauer des bestehenden Beschäftigungsverhältnisses hat
der Arbeitgeber bei einer Kündigung längere Kündigungsfristen als die oben
angegebene Kündigungsfrist einzuhalten (siehe §6221 BGB). Die verlängerten
Kündigungsfristen betragen nach

–   2jähriger Betriebszugehörigkeit – 1 Monat zum Ende eines Kalendermonats,
–   5jähriger Betriebszugehörigkeit – 2 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
–   8jähriger Betriebszugehörigkeit – 3 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
– 10jähriger Betriebszugehörigkeit – 4 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
– 12jähriger Betriebszugehörigkeit – 5 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
– 15jähriger Betriebszugehörigkeit – 6 Monate zum Ende eines Kalendermonats,
– 20jähriger Betriebszugehörigkeit – 7 Monate zum Ende eines Kalendermonats.

Bei der Berechnung der Beschäftigungsdauer werden Zeiten, die vor der Vollen-
dung des 25. Lebensjahres des Arbeitnehmers liegen, nicht berücksichtigt (§ 622
Abs. 2 Satz 2 BGB).
In Tarifverträgen können alle Kündigungsfristen verlängert oder verkürzt werden.
Die Angabe von Kündigungsgründen ist bei fristgerechter nicht, bei fristloser Kün-
digung nur auf Verlangen vorgeschrieben. Allerdings können Schadensersatzan-
sprüche entstehen, wenn der Arbeitgeber die Kündigungsgründe nicht mitteilt. 
Die Angabe von Kündigungsgründen kann im Tarifvertrag, in der Betriebsverein-
barung oder im Einzelvertrag vorgeschrieben sein. 9
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Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder Auflösungsver-
trag bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Form ist aus-
geschlossen (§ 623 BGB).

5. Kündigungsschutz

Der allgemeine Kündigungsschutz gilt für alle Arbeitnehmer, die unter den Gel-
tungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes fallen und deren Arbeitsverhältnis
zum Zeitpunkt des Zugangs der schriftlichen Kündigung mehr als 6 Monate be-
standen hat. Dies hängt von der Größe des Betriebes (oder der Verwaltung) und
vom Beginn des Arbeitsverhältnisses ab. Bei der Feststellung der Zahl der be-
schäftigten Arbeitnehmer werden Auszubildende nicht und Teilzeitbeschäftigte
mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden
mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 berücksichtigt. 10

– Hat das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2004 oder danach begonnen, findet
das Kündigungsschutzgesetz Anwendung, wenn in dem Betrieb in der Regel
mehr als zehn Arbeitnehmer (ausschließlich der Auszubildenden) beschäftigt
sind. 

– Hat das Arbeitsverhältnis bereits am 31. Dezember 2003 bestanden, findet
das Kündigungsschutzgesetz Anwendung, wenn in dem Betrieb am 31. De-
zember 2003 in der Regel mehr als fünf Arbeitnehmer (ausschließlich der Aus-
zubildenden) beschäftigt waren, die zum Zeitpunkt der Kündigung des
Arbeitsverhältnisses noch im Betrieb beschäftigt sind. Arbeitnehmer, die nach
dem 31. Dezember 2003 neu eingestellt worden sind, werden hierbei nicht
mehr mitgezählt. 

Nach Kittner (2005) bedarf „Jede ordentliche, d.h. mit der geltenden Kündigungs-
frist ausgesprochene Kündigung [  ] zu ihrer Wirksamkeit der sozialen Rechtferti-
gung.  Sie ist sozial gerechtfertigt, wenn sie 
a. durch Gründe, die in der Person des Arbeitnehmers 

(z.B. Verlust der Arbeitsfähigkeit) oder 
b. durch Gründe, die im Verhalten des Arbeitnehmers

(z.B. dauernde Unpünktlichkeit) oder 
c. durch dringende betriebliche Erfordernisse 

(z.B. Wegfall der Arbeitsmöglichkeit durch Auftragsmangel oder Rationalisie-
rung)
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bedingt ist und nicht durch Umschulung oder Umsetzung des Arbeitnehmers
abgewendet werden kann (§ 1 Abs.2).“ 11

Im Kündigungsschutzprozess muss der Arbeitgeber seine Kündigung rechtfertigen
und die dafür angegebenen Gründe beweisen. Kann er dies nicht, ist der Kündi-
gungsschutzklage stattzugeben. 12

Für Personengruppen, die besonders schutzbedürftig sind, schreibt das Gesetz
einen besonderen Kündigungsschutz vor. Er besteht neben dem allgemeinen Kün-
digungsschutz. Besonders geschützte Personengruppen sind insbesondere 
– Schwangere und Mütter bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbin-

dung (Mutterschutzgesetz), 
– Arbeitnehmer während der Elternzeit (Bundeserziehungsgeldgesetz), 
– schwerbehinderte Menschen (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch – SGB IX), 
– Arbeitnehmer während des Grundwehrdienstes, einer zweijährigen Dienstzeit

als Soldat auf Zeit oder des Zivildienstes (Arbeitsplatzschutzgesetz). 
– Besonderen Kündigungsschutz haben auch Mitglieder des Betriebsrates und

andere Mitglieder eines Betriebsverfassungsorgans (Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung, Wahlvorstand, Wahlbewerber). 

Gegenüber diesen Arbeitnehmern besteht Kündigungsverbot oder der Arbeitge-
ber darf nur ausnahmsweise und nach Einholung der vorherigen Zustimmung
einer staatlichen Behörde kündigen. 13

Für Jugendliche, die nach der Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis übernommen
werden, gelten Sonderregelungen.

Wird die Rechtsunwirksamkeit einer Kündigung nicht binnen drei Wochen nach
Zugang der Kündigung geltend gemacht (§ 4 Satz 1, §§ 5 und 6), so gilt die Kün-
digung als von Anfang an rechtswirksam; ein vom Arbeitnehmer nach § 2 erklär-
ter Vorbehalt erlischt (§7 KSchG).

Besteht ein Betriebsrat, so ist eine Kündigung unwirksam, wenn der Betriebsrat
nicht ordnungsgemäß angehört worden ist.
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6. Zahlung des Arbeitsentgelts und Mindestlöhne 

Sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer tarifgebunden oder ist der Tarifvertrag für all-
gemeinverbindlich erklärt worden, sind keine weiteren Vergütungsvereinbarun-
gen notwendig. Der Tarifvertrag gilt dann unmittelbar und zwingend. Allgemein-
verbindliche Tariflöhne sind jedoch Mindestlöhne, keine Festlöhne. Höhere Löhne
können vereinbart werden.

Nichttarifgebundene Arbeitnehmer und Arbeitgeber können vereinbaren, dass
einschlägige Tarifverträge ganz oder teilweise auf das Arbeitsverhältnis anzuwen-
den sind. Sie können aber auch individuelle Lohnvereinbarungen treffen. 14

Der allgemeine arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet es nicht,
unterschiedliche Lohnhöhen für gleiche Arbeit zu vereinbaren. Jedoch darf ohne
sachlichen Grund bei einer allgemeinen Lohnerhöhung oder bei allgemeinen frei-
willigen Sozialleistungen niemand ausgeschlossen werden. 
Bei einem Arbeitsverhältnis darf für gleiche oder für gleichwertige Arbeit nicht
wegen des Geschlechts des Arbeitnehmers eine geringere Vergütung vereinbart
werden als bei einem Arbeitnehmer des anderen Geschlechts. Die Vereinbarung
einer geringeren Vergütung wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen des
Geschlechts des Arbeitnehmers besondere Schutzvorschriften gelten (§612 Abs.
32 Satz 1 und 2 BGB).

Einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn gibt es in Deutschland lediglich in
einzelnen Branchen. Im Baugewerbe, Maler- und Lackiererhandwerk, Dach-
deckerhandwerk und Abbruch- und Abwrackgewerbe sind nach § 1 AEntG tarif-
liche Mindestentgeltsätze zu zahlen. 
Im Übrigen ist hinsichtlich der Lohnhöhe bei arbeitserlaubnispflichtigen Arbeit-
nehmern zu beachten, dass sie nicht zu ungünstigeren Entlohnungsbedingungen
als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt werden dürfen. 15

7. Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

Alle Arbeitnehmer und Auszubildenden, die einem Betrieb mindestens vier Wo-
chen angehören, haben bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf
Fortzahlung ihres bei der für sie maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit zuste-
henden Arbeitsentgelts bis zu einer Dauer von sechs Wochen. 
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Zum Arbeitsentgelt gehört nicht das zusätzlich für Überstunden gezahlte Arbeits-
entgelt. 

Arbeitsunfähigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer nicht oder nur mit der
Gefahr, seinen Gesundheitszustand zu verschlechtern, fähig ist, seiner Arbeit
nachzukommen. In der Regel entscheidet der behandelnde Arzt, ob der Arbeit-
nehmer arbeitsfähig ist. Nur bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit hat der
Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Bei leichten Fahrlässigkeiten, wie
sie erfahrungsgemäß jedem einmal unterlaufen können – wie z. B. ein Sport- und
Verkehrsunfall – entfällt die Entgeltfortzahlungspflicht nicht. Bei groben Ver-
stößen gegen die Verkehrsvorschriften (z. B. Trunkenheit, Wenden auf der Auto-
bahn) kann der Arbeitgeber die Entgeltfortzahlung allerdings verweigern. 16

Die Lohnfortzahlung greift ebenso bei Maßnahmen der medizinischen Vorsorge
und Rehabilitation, z.B. Kuren. Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Fortzah-
lung des ihnen zustehenden Arbeitsentgelts bis zur Dauer von sechs Wochen
(siehe §9 EntgeltfortzahlungsG).

8. Arbeitszeiten

Arbeitszeit im Sinne des Gesetzes ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit
ohne die Ruhepausen; Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammen-
zurechnen (§2, Abs. 1 Satz 1 ArbZG).
Die zu leistende Arbeitszeit richtet sich nach der dem Arbeitsverhältnis zugrunde
liegenden tarif- bzw. arbeitsvertraglichen Vereinbarung. Die nach dem Arbeits-
zeitgesetz und sonstigen Arbeitszeitschutzvorschriften höchstzulässige Arbeitszeit
darf aber nicht überschritten werden. Nach § 3 des Arbeitszeitgesetzes darf die
werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer acht Stunden nicht überschreiten. Sie
kann auf bis zu zehn Stunden nur verlängert werden, wenn innerhalb von sechs
Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt acht Stunden
werktäglich nicht überschritten werden.

Abweichend von § 3 kann nach § 7 Abs.1,1 zugelassen werden, 
a) die Arbeitszeit über zehn Stunden werktäglich zu verlängern, wenn in die

Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft oder
Bereitschaftsdienst fällt

b) einen anderen Ausgleichszeitraum festzulegen. 
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Der Arbeitgeber muss die Regelung über die höchstens zulässige Arbeitszeit
beachten. Die höchstens zulässige Arbeitszeit wird bestimmt durch das Arbeits-
zeitgesetz und Gesetze mit Arbeitszeitvorschriften, z. B. 
– Jugendarbeitsschutzgesetz, 
– Mutterschutzgesetz, 
– Ladenschlussgesetz. 

9. Pausen

Bei einer Arbeitszeit von sechs bis neun Stunden ist eine Pausenzeit von minde-
stens 30 Minuten und bei mehr als neun Stunden von mindestens 45 Minuten
vorzusehen. Die Mindestpausenzeit kann in mehrere Pausen unterteilt werden,
wobei die einzelne Pause mindestens 15 Minuten betragen muss. 
Die Pausen sind unbezahlt bzw. werden außerhalb der bezahlten Arbeitszeit an-
gesetzt.

Kein Arbeitnehmer darf länger als 6 Stunden ohne Ruhepause beschäftigt sein.
Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit muss der Arbeitnehmer eine ununter-
brochene Ruhezeit von 11 Stunden haben. Für Arbeitnehmer, die in erheblichem
Umfang in der Nachtzeit zwischen 23 und 6 Uhr arbeiten, sind spezielle Schutz-
vorschriften vorgesehen. 

10. Überstunden

Arbeitnehmer sind nur dann zur Leistung von Überstunden verpflichtet, wenn sich
dies aus einem Tarifvertrag, einer Betriebsvereinbarung, einer arbeitsvertraglichen
Vereinbarung, einer dem Arbeitnehmer bekannten Betriebsüblichkeit oder aus der
Nebenpflicht des Arbeitnehmers ergibt. Eine Nebenpflicht zur Leistung zusätzli-
cher Arbeit gilt nicht nur für Notfälle, sondern schon immer dann, wenn durch die
geforderte Mehrarbeit ein sonst dem Arbeitgeber drohender Schaden, der auf
andere Weise nicht abgewendet werden kann, vermieden wird. Ob der Arbeitneh-
mer danach im Einzelfall zu Überstunden verpflichtet ist, lässt sich nur unter Be-
rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles feststellen. Darüber hinaus ist die
Zulässigkeit von Überstunden durch das Arbeitszeitgesetz und sonstige Arbeits-
zeitschutzvorschriften begrenzt. Ist die zulässige Höchstarbeitszeit erreicht, kann
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der Arbeitnehmer jede - wie auch immer begründete - Leistung von Überstunden
ablehnen. 17

Vergütung der Überstunden:
Ein Anspruch auf einen Vergütungszuschlag besteht nur dann, wenn dies aus-
drücklich vereinbart ist. Eine gesetzliche Verpflichtung zur Zahlung eines Vergü-
tungszuschlags besteht nicht.
Für die Berechnung maßgeblich ist die Grundvergütung, das heißt der übliche
Stundenverdienst bzw. der Anteil des Monatslohns.

11. Nachtarbeit 

Nachtzeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes ist die Zeit von 23 bis 6 Uhr, in Bäcke-
reien und Konditoreien die Zeit von 22 bis 5 Uhr. (§2 Abs.1 (3) ArbZG).
Nachtarbeit ist jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfasst 
(§2 Abs.1 (4) ArbZG).

Nachtarbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeitnehmer, die
1. Auf Grund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nachtarbeit in Wechsel-

schicht zu leisten haben oder
2. Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten (§2 Abs.1 (5)

ArbZG). 

Häufig ist in Tarifverträgen geregelt, dass für Nachtarbeit ein bestimmter Zuschlag
bezahlt wird oder ein entsprechender Freizeitausgleich erfolgt. Fehlt eine solche
tarifvertragliche Ausgleichsregelung, dann muss der Arbeitgeber dem Nachtar-
beitnehmer für die während der Nachtzeit geleisteten Arbeitsstunden eine ange-
messene Zahl bezahlter freier Tage oder einen angemessenen Zuschlag auf das
ihm hierfür zustehende Bruttoarbeitsentgelt gewähren. 

Weiter gilt: Die tägliche Arbeitszeit der Nachtarbeitnehmer darf in der Regel acht
Stunden nicht überschreiten.

Nachtarbeitnehmer haben Anspruch auf arbeitsmedizinische Untersuchungen.
Die Kosten trägt der Arbeitgeber, sofern er die Untersuchungen nicht kostenlos
durch einen Betriebsarzt/ überbetrieblichen Dienst von Betriebsärzten anbieten
kann.
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Nachtarbeitnehmer können unter bestimmten Voraussetzungen Umsetzung auf
einen geeigneten Tagesarbeitsplatz verlangen.
Es ist sicherzustellen, dass Nachtarbeitnehmer den gleichen Zugang zur betrieb-
lichen Weiterbildung und zu aufstiegsfördernden Maßnahmen wie die übrigen
Arbeitnehmer haben.
Werdende und stillende Mütter sowie Jugendliche sind von der Nachtarbeit aus-
geschlossen. Schwerbehinderte Menschen haben (in der Regel) keinen Anspruch
auf Befreiung von Nachtarbeit. 

12. Sonn- und Feiertagsarbeit

An Sonn- und gesetzlichen Feiertagen wird in der Regel nicht gearbeitet, es sei
denn, die Branche macht dies erforderlich (siehe dazu § 10 ArbZG).

Der Arbeitgeber hat nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz dem Arbeitnehmer für
die Arbeitszeit, die infolge eines gesetzlichen Feiertages ausfällt, das Arbeitsent-
gelt zu zahlen, das er ohne den Arbeitsausfall erhalten hätte. In den einzelnen
Bundesländern gibt es unterschiedliche Feiertagsregelungen. Arbeitnehmer, die
am Arbeitstag vor oder nach einem Feiertag unentschuldigt fehlen, haben keinen
Anspruch auf Bezahlung für diese Feiertage. 18

Arbeitnehmer dürfen – von den gesetzlich vorgesehenen Ausnahmetatbeständen
abgesehen – an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen von 0 bis 24 Uhr nicht be-
schäftigt werden. Nach §12 ArbZG kann in einem Tarifvertrag oder auf Grund
eines Tarifvertrags in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung von den genannten
Regelungen in gewissem Umfang abgewichen werden

13. Teilzeitbeschäftigung

Zum 1. Januar 2001 trat das Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsver-
träge in Kraft. Ziel des Gesetzes ist es, Teilzeitarbeit zu fördern und befristete
Arbeitsverträge auf eine klare Rechtsgrundlage zu stellen.
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Die wichtigsten Punkte des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sind hier aufgelistet:
– Teilzeitbeschäftigte dürfen wegen der Teilzeitarbeit nicht schlechter behandelt

werden als ein vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, es sei denn,
dass sachliche Gründe eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigen. Einem
Teilzeitbeschäftigten ist Arbeitsentgelt oder eine andere teilbare geldwerte Lei-
stung mindestens in dem Umfang zu gewähren, der dem Anteil seiner Arbeits-
zeit an der Arbeitszeit eines vergleichbaren vollzeitbeschäftigten Arbeitneh-
mers entspricht (§ 4 Abs. 1 TzBfG). 

– Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer nicht wegen Inanspruchnahme von
Rechten nach diesem Gesetz benachteiligen (§ 5 TzBfG). 

– Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wegen der Weigerung eines Arbeit-
nehmers, von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeitsverhältnis oder umgekehrt zu
wechseln, ist unwirksam. Das Recht zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses
aus anderen Gründen bleibt unberührt (§11 TzBfG).

– Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern, auch in leitenden Positionen, Teilzeit-
arbeit nach Maßgabe dieses Gesetzes zu ermöglichen (§ 6 TzBfG).

– Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer die gewünschte Verringerung der
Arbeitszeit mit dem Ziel zu erörtern, zu einer Vereinbarung zu gelangen. Er hat
mit dem Arbeitnehmer Einvernehmen über die von ihm festzulegende Vertei-
lung der Arbeitszeit zu erzielen (§ 8 Abs. 2 TzBfG). 

– Der Arbeitgeber hat einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, die ihm den
Wunsch nach Verlängerung seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit ange-
zeigt hat, bei der Besetzung eines entsprechenden freien Arbeitsplatzes bei
gleicher Eignung bevorzugt zu berücksichtigen, es sei denn, dass dringende
betriebliche Gründe oder Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter
Arbeitnehmer entgegenstehen (§ 9 TzBfG).

– Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er öffentlich oder innerhalb des
Betriebes ausschreibt, auch als Teilzeitarbeitsplätze auszuschreiben, wenn sich
der Arbeitsplatz hierfür eignet (§7 Abs. 1 TzBfG). 

– Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gilt die Voraussetzung,
dass der Arbeitgeber, unabhängig von der Anzahl der Personen in Berufsbil-
dung, in der Regel mehr als 15 Arbeitnehmer beschäftigt (§ 8 Abs. 7 TzBfG).
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14. Erholungsurlaub

Nach §1 des Bundesurlaubsgesetzes (BUrlG) hat jeder Arbeitnehmer in jedem
Kalenderjahr Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub. Das Urlaubsentgelt be-
misst sich gemäß §11, Abs. 1 nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst, das
der Arbeitnehmer vor dem Beginn des Urlaubs erhalten hat. Arbeitnehmer im
Sinne des Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsbildung
Beschäftigten (§ 2 Satz 1 BUrlG). Der Urlaub beträgt jährlich mindestens 24 Werk-
tage Als Werktage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche
Feiertage sind (§ 3 BUrlG). Gemeinhin beträgt die durchschnittliche tarifvertragli-
che Urlaubsdauer jedoch etwa sechs Wochen. Der volle Urlaubsanspruch wird
erstmalig nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeitsverhältnisses erworben (§ 4
BUrlG). Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die Urlaubswünsche des
Arbeitnehmers zu berücksichtigen, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung drin-
gende betriebliche Belange oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter
sozialen Gesichtspunkten hier den Vorrang verdienen, entgegenstehen (§ 7 Abs. 2
Satz 1 BUrlG). 
Wenn der bezahlte Urlaub bereits verbraucht ist und der Arbeitnehmer wegen
dringender persönlicher Angelegenheiten zusätzlich freie Tage benötigt, kann
unbezahlter Urlaub gewährt werden.19

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise
nicht mehr gewährt werden, so ist er abzugelten (§ 7 Abs. 4 BUrlG).

Urlaubsgeld
In vielen Tarifverträgen ist zusätzlich zum Arbeitsentgelt Urlaubsgeld vorgesehen.
Arbeitnehmer haben jedoch keinen gesetzlichen Anspruch auf Urlaubsgeld.

15. Sonderurlaub

Nach § 616 BGB ist von ‚Vorübergehender Verhinderung’ die Rede: Der zur
Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf die Vergütung nicht dadurch
verlustig, dass er für eine verhältnismäßig nicht unerhebliche Zeit durch einen in
der Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Dienstleistung verhin-
dert wird. Er muss sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für die
Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung bestehen-
den Kranken- oder Unfallversicherung zukommt. Unter besonderen Bedingungen
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haben Krankenversicherte Anspruch auf Krankengeld und unbezahlte Freistellung
bei Erkrankung ihres versicherten Kindes (z.B. wenn es keine andere Person gibt,
die das Kind betreut oder pflegt). Nach § 45 Sozialgesetzbuch V (SGB V) besteht
der Anspruch auf Krankengeld in jedem Kalenderjahr für jedes Kind längstens für
10 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicherte längstens für 20 Tage. Der
Gesamtanspruch eines Arbeitnehmers besteht für nicht mehr als 25 Arbeitstage,
Alleinerziehende haben Krankengeld- und Freistellungsanspruch für nicht mehr
als für 50 Arbeitstage.

Betriebsratsmitglieder haben nach §37 Abs. 7 Satz 1 Betriebsverfassungsgesetz
Anspruch auf bezahlte Freistellung für insgesamt drei Wochen zur Teilnahme an
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, die von der zuständigen obersten
Arbeitsbehörde des Landes nach Beratung mit den Spitzenorganisationen der
Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände anerkannt sind.

16. Zusatzurlaub

Anspruch auf bezahlten zusätzlichen Urlaub haben
– Schwerbehinderte 
– in Wechselschichtarbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit Tätige

Nach SGB IV § 125 Abs. 1 haben Schwerbehinderte Anspruch auf einen bezahl-
ten zusätzlichen Urlaub von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die
regelmäßige Arbeitszeit des Schwerbehinderten auf mehr oder weniger als fünf
Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub
entsprechend. Soweit tarifliche, betriebliche oder sonstige Urlaubsregelungen für
Schwerbehinderte einen längeren Zusatzurlaub vorsehen, bleiben sie unberührt.

Wird Dienst nach einem Schichtplan geregelt, in dem ein regelmäßiger Wechsel
der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten bei ununterbrochenem Fortgang
der Arbeit während der ganzen Woche, gegebenenfalls mit einer Unterbrechung
der Arbeit am Wochenende von höchstens 48 Stunden Dauer, vorgesehen ist und
sind dabei nach dem Dienstplan im Jahresdurchschnitt in je fünf Wochen minde-
stens 40 Arbeitsstunden in der Nachtschicht zu leisten, wird Zusatzurlaub ge-
währt.
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17. Mutterschafts- und Erziehungsurlaub 

Mutterschutz
Für werdende Mütter gilt ein Beschäftigungsverbot hinsichtlich solcher Arbeiten,
von denen erfahrungsgemäß nachteilige Wirkungen auf die Schwangerschaft
ausgehen (§§ 4, 8 MuSchG). 20

Während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von 4 Monaten nach der Ent-
bindung darf einer Frau außer mit behördlicher Zustimmung in Ausnahmefällen
nicht gekündigt werden (§9 MuSchG). 21 Werdende Mütter dürfen in den letzten
sechs Wochen vor der Entbindung nicht beschäftigt werden, es sei denn, dass sie
sich zur Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklären; die Erklärung kann jederzeit
widerrufen werden (§3, Abs. 2 MuschG). Mütter dürfen bis zum Ablauf von acht
Wochen, bei Früh- und Mehrlingsgeburten bis zum Ablauf von zwölf Wochen
nach der Entbindung nicht beschäftigt werden (§6 Abs. 1 Satz 1 MuSchG). 
Während dieser Schutzfristen erhalten die Frauen Mutterschaftsgeld. 

Erziehungsgeld
Anschließend können sie (oder der Vater des Kindes) Erziehungsgeld in Anspruch
nehmen. Das monatliche Erziehungsgeld  beträgt pro Kind bis zur Vollendung des
12. Lebensmonats 450 Euro und bis zum 24. Monat 300 Euro (§5 Abs. 1 BErzGG).
Anspruch und Höhe richten sich nach den Einkommensgrenzen. 22 Anspruchsbe-
rechtigt sind ebenso EU-/EWR-Bürger mit dem Wohnsitz in einem anderen Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums
(anderen EU-/EWR-Gebiet) (§1 Abs 7, 1. BErzGG).

Elternzeit
Wird Elternzeit (Erziehungsurlaub) in Anspruch genommen, müssen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer die Elternzeit, wenn sie unmittelbar nach Geburt des
Kindes oder nach der Mutterschutzfrist beginnen soll, spätestens sechs Wochen,
sonst spätestens acht Wochen vor Beginn schriftlich vom Arbeitgeber verlangen
und gleichzeitig erklären, für welche Zeiten innerhalb von zwei Jahren sie Eltern-
zeit nehmen werden (§ 16 Abs. 1, Satz 1 BErzGG)

Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres
eines Kindes (§ 15 Abs. 2, Satz 1 BErzGG). 
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18. Beschäftigung von behinderten Arbeitnehmern

Schwerbehinderte Menschen (mit einem Behinderungsgrad von wenigstens 50%)
und so genannte Gleichgestellte genießen im Arbeitsrecht einen besonderen
Schutz. Personen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 30% aber
weniger als 50% sollen Schwerbehinderten gleichgestellt werden, wenn sie infol-
ge ihrer Behinderung ohne Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz nicht
erlangen oder nicht behalten können. (Nach Sozialgesetzbuch IX, § 2 Abs. 3)

Beschäftigungspflicht
Private und öffentliche Arbeitgeber mit mindestens 20 regelmäßigen Arbeitsplät-
zen sind verpflichtet, auf mindestens 5% der Arbeitsplätze Schwerbehinderte zu
beschäftigen (§ 71, Abs. 1 SGB IX). Mehrere Betriebe desselben Arbeitgebers gel-
ten als Einheit. 23  Für jeden nicht besetzten Pflichtarbeitsplatz für schwerbehinder-
te Menschen muss pro Monat und je nach Erfüllungsgrad der Pflichtquote eine
Ausgleichsabgabe von 105 Euro, 180 Euro oder 260 Euro Ausgleichsabgabe
gezahlt werden (nach § 77, Abs. 1 und 2 SGB IX). 

19. Sozialabgaben / Lohnsteuer

Der Arbeitgeber ist nach dem Gesetz zur Einbehaltung von Lohnsteuer, Solida-
ritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer sowie von Arbeitnehmeranteilen an den
Beiträgen zur Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung und
Arbeitslosenversicherung) verpflichet. Er ist verpflichtet, Steuern und Sozialver-
sicherungsbeiträge richtig zu berechnen und an das Finanzamt bzw. die Kranken-
kassen abzuführen. 24

Die einzelnen Sozialabgabensätze in Deutschland:

RV Rentenversicherung 9,75 % Arbeitnehmer 9,75 % Arbeitgeber
AV Arbeitslosenvers. 3,25 % Arbeitnehmer 3,25 % Arbeitgeber
KV Krankenversicherung       ca. 7,50 % Arbeitnehmer 7,50 % Arbeitgeber
PV Pflegeversicherung 0,85 % Arbeitnehmer 0,85 % Arbeitgeber
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Genaue Angaben zu Lohnssteuersätzen können an dieser Stelle nicht gemacht
werden: 

– Mitglieder der öffentlich-rechtlichen Kirchen zahlen eine Steuer von 8 % bzw.
9 % von der Lohnsteuer. 

– Alle steuerpflichtigen Arbeitnehmer zahlen einen Solidaritätszuschlag in Höhe
von 5,5 % der Lohnsteuer. 

– Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem zu versteuernden Ein-
kommen (siehe dazu das Einkommensteuergesetz, § 32a). Einkommen bis
7.664 Euro (Grundfreibetrag) sind nach dem Gesetz sind von der Lohnsteuer
befreit.
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B. Arbeitsrechtliche Bedingungen und gesetzliche Mindest-
standards in Polen

I. Der Zugang zum polnischen Arbeitsmarkt
Zum 1. Mai 2004 wurden Bürger mancher EU-Mitgliedstaaten und ihre Familien-
angehörigen von der Pflicht befreit, die Arbeitserlaubnis als Voraussetzung für
den Zugang zum polnischen Arbeitsmarkt zu besitzen. Polen verfährt hier nach
dem Prinzip der Reziprozität, d.h. je nachdem, in welchem Maße die EU-Länder
ihren Arbeitsmarkt für Polen öffneten, erhalten deren Bürger in Polen die gleichen
Rechte.
Der Arbeitgeber, der einen Ausländer anstellen will, muss eine Genehmigung zur
Einstellung erhalten. Diese ist von der Situation des lokalen Arbeitsmarktes ab-
hängig. Die Genehmigung wird befristet für eine bestimmte Arbeitsstelle oder für
eine bestimmte Art der zu leistenden Arbeit erteilt.

Aufenthaltserlaubnis 
Sollte sich ein EU-Staatsbürger in Polen länger als 3 Monate aufhalten wollen,
muss er eine Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsbewilligung einholen.
Dieses Erfordernis gilt nicht für Personen, die in Polen einer Beschäftigung nach-
gehen, einen freien Beruf ausüben oder eine wirtschaftliche Tätigkeit führen, aber
dabei ihren festen ständigen Aufenthaltsort in einem anderen EU-Mitgliedstaat
behalten haben, wohin sie mindestens einmal in der Woche zurückfahren.
Zuständig ist das Wojewodschaftsamt.

Arbeitserlaubnis für Deutsche
Deutsche Staatsbürger, die beruflich Tätigkeiten in Polen ausüben wollen, benöti-
gen weiterhin eine Arbeitserlaubnis, die durch den zuständigen Wojewoden aus-
gestellt wird.

Jedoch wurden seit dem Beitritt Polens in die EU die Vorschriften zu Arbeitserlaub-
nissen an Ausländer erleichtert, sofern diese im benachbarten Ausland wohnen
und täglich oder mindestens einmal wöchentlich nach Hause fahren.

Arbeitserlaubnis für Tschechen
Tschechen haben bei der Arbeitssuche in Polen die gleiche Stellung wie polnische
Staatsbürger. Somit benötigen sie keine Arbeitserlaubnis.
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Weiter gilt: Arbeitnehmer aus bestimmten EU-Mitgliedstaaten, darunter auch
Tschechen, haben Vorrang beim Zugang zum Arbeitsmarkt vor Arbeitnehmern aus
Drittländern. Manche Funktionen im öffentlichen Sektor können allerdings polni-
schen Staatsbürgern vorbehalten sein. 

Sozialversicherungsrecht für Grenzgänger in Polen 
Arbeitnehmern gehen während ihrer Beschäftigung in Polen keine Sozialversiche-
rungsbeiträge verloren. Arbeitnehmer werden vom polnischen Sozialversiche-
rungssystem erfasst, ihre Versicherungs- und Beschäftigungszeiten in einem belie-
bigen EU-Staat werden bei der Bestimmung des Leistungsanspruchs (z.B. Alters-
rente bzw. Arbeitslosengeld) berücksichtigt. Das Arbeitslosengeld wird gemäß
inländischen Vorschriften gewährt.

Seit dem 1. Mai 2004 können sich Bürger der EU-Staaten sowie ihre Familienan-
gehörigen beim Nationalen Gesundheitsfonds versichern lassen. Ein EU-Bürger,
der in Polen einer Beschäftigung nachgeht bzw. eine wirtschaftliche Tätigkeit
führt, kann sich zusammen mit seinen Familienangehörigen unabhängig vom
Wohnort beim Nationalen Gesundheitsfonds versichern lassen.

II. Arbeitsrechtliche Bedingungen in Polen

Das polnische Arbeitsrecht ähnelt der Gesetzgebung in anderen europäischen
Ländern, d. h. dieses Recht dient in erster Linie dem Schutz von Arbeitnehmern.
Es basiert auf dem Arbeitsgesetzbuch (Kodeks Pracy = KP) aus dem Jahre 1974
(mehrmals novelliert zwecks seiner Anpassung an die Marktwirtschaft). Seit Mitte
der 90er Jahre wurde das Arbeitsrecht von den polnischen Behörden gemäß den
EU-Richtlinien weiter geändert, um es zum Beitritt Polens zur Europäischen Union
dem EU-Recht weitestgehend anzupassen. 

2002 wurde das Arbeitsgesetzbuch das letzte Mal umfassend geändert und libe-
ralisiert. Es regelt die Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer und Arbeitgeber,
umfasst dabei jedoch nicht alle Arbeitnehmer. Für bestimmte Arbeitnehmergrup-
pen existieren besondere Vorschriften, z.B. für Lehrer, die Vorrang vor den Bestim-
mungen des KP haben.
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Daneben existieren viele separate Gesetze um das Arbeitsgesetzbuch, die einzel-
ne Bereiche regeln: 
– das Gesetz über Massenkündigungen (ustawa o zwolnieniach grupowych), 
– das Gesetz über Gewerkschaften (ustawa o zwiazkach zawodowych), 
– Kollektivverträge auf Betriebs- und Branchenebene (uklady zbiorowe pracy), 
– betriebliche Arbeitsreglements (regulaminy pracy) 
– betriebliche Entlohnungsreglements (regulaminy wynagrodzenia) 
– sowie die Betriebsvereinbarungen.

Arbeitsbedingungen für ausländische Beschäftigte in Polen
In Polen besteht ein Verbot der Diskriminierung gegenüber Inländern: Im Kodeks
Pracy (im folgenden KP) wird in Art. 18 § 1 die Gleichbehandlung aller Arbeitneh-
mer festgelegt.

Zum EU-Beitritt sind die Vorschriften, die dem Arbeitgeber eine Diskriminierung
von Arbeitnehmern verbieten, verschärft worden. So ist eine Diskriminierung
wegen der Abstammung, des Glaubens, der sexuellen Orientierung, des Alters,
einer Behinderung, einer Befristung des Arbeitsverhältnisses oder einer Teilzeitbe-
schäftigung nicht zulässig. Erfasst werden nunmehr auch ausdrücklich Fälle indi-
rekter Diskriminierung. Arbeitgeber sind verpflichtet, Mobbing vorzubeugen. Dies
geht so weit, dass einem Arbeitnehmer, der aufgrund von Mobbing das Arbeits-
verhältnis beendet, Schadensersatzansprüche zustehen können.

Im nächsten Kapitel sind die wichtigsten Arbeitsregelungen und Arbeitsbedingun-
gen im Überblick aufgelistet.
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III. Gesetzliche Mindeststandards:

1. Arbeitsverträge (Form, Mindestregelungen)

Vertragsform 
Der Arbeitsvertrag muss grundsätzlich schriftlich verfasst werden. Er darf vor
Arbeitsbeginn mündlich abgeschlossen werden, die Bestätigung hat jedoch spä-
testens bei Arbeitsbeginn schriftlich zu erfolgen (Art. 29 § 2 KP).
Vertragsarten nach Art. 25, 251 KP
Das polnische Arbeitsrecht unterscheidet zwei Vertragsarten: befristete und unbe-
fristete Verträge.

Dabei können befristete Verträge unterschieden werden in:
– Vertretungsverträge
– Verträge auf Zeit der Erledigung einer bestimmten Arbeit
– Verträge über Gelegenheitsarbeit
– Verträge über Saisonarbeit
– Verträge auf Probezeit

Mindestanforderungen an den Vertragsinhalt 
Der Regelung durch den Arbeitsvertrag unterliegen gemäß Art. 29 § 1 KP in je-
dem Fall folgende Inhalte: 
– das Abschlussdatum
– die genaue Bezeichnung der Parteien
– die Vertragsart
– die Art der zu verrichtenden Arbeit
– der Arbeitsort
– die Arbeitszeit
– das Datum des Arbeitsbeginns 
– das Entgelt mit Auflistung seiner Bestandteile. 

2. Befristung

Eine Befristung des Arbeitsverhältnisses ist zunächst durch die Festlegung eines
kalendermäßig festgelegten Zeitraums im Vertrag möglich. 
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Nach der Gesetzesnovelle Ende 2002 konnten bis zum EU-Beitritt Polens befriste-
te Arbeitsverträge in beliebiger Zahl geschlossen werden (vorher waren nur zwei
aufeinander folgende Verträge zulässig), so genannte „Kettenarbeitsverträge“. Es
wurde auch eine neue Art des Arbeitsvertrages eingeführt, und zwar der Vertre-
tungsvertrag. Dieser Vertrag kann mit Personen geschlossen werden, die abwe-
sende Mitarbeiter vertreten sollen. 
Seit dem EU-Beitritt jedoch ist die alte Regelung wieder gültig (KP, Art. 251 §1). 

Demnach sind Kettenarbeitsverträge nicht mehr möglich. Der dritte befristete
Arbeitsvertrag wandelt sich in einen unbefristeten um, wenn zwischen der Auflö-
sung und dem erneuten Abschluss eine Frist von höchstens 1 Monat liegt.

Ausnahmen bestehen jedoch u.a. für Arbeitnehmer, die einen anderen Arbeitneh-
mer zeitlich begrenzt während dessen begründeter Abwesenheit ersetzen. In die-
sem Fall ist der Abschluss von mehreren befristeten Arbeitsverträgen hintereinan-
der möglich (die Kündigungsfrist ist hier kürzer).

3. Probezeit 

– Befristeten Verträgen
– Unbefristeten Verträgen
– Vertretungsverträgen
– Verträgen auf Zeit der Erledigung einer bestimmten Arbeit
kann gemäß Art. 25 § 2 KP ein Vertrag auf Probezeit vorausgehen, der jedoch 3
Monate nicht überschreiten darf (Art. 25 § 2 KP). Sowohl die Verlängerung als
auch der erneute Abschluss eines Probearbeitverhältnisses sind verboten. Ledig-
lich eine ausnahmsweise Verlängerung des Probearbeitsverhältnisses während
der Schwangerschaft ist möglich. (Art. 177 § 3 KP).

Im Unterschied zum deutschen Arbeitsrecht, das die Vereinbarung einer Probezeit
in einem normalen Arbeitsvertrag zulässt, handelt es sich beim Probearbeitsver-
trag im Sinne des KP um einen selbständigen Vertrag. Bei Übernahme in ein wei-
teres Arbeitsverhältnis muss ein neuer Arbeitsvertrag abgeschlossen werden.
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4. Kündigungsfristen

Die Auflösung des Arbeitsverhältnisses hat grundsätzlich schriftlich zu erfolgen.
Bei einer Kündigung durch den Arbeitgeber muss ein Kündigungsgrund genannt
werden. Die Kündigungsfrist eines Arbeitsvertrages ist von der Beschäftigungs-
dauer beim jeweiligen Arbeitgeber abhängig.

Ordentliche Kündigung
Bei einer ordentlichen Kündigung sind abhängig von der Art des Arbeitsvertrages
folgende Kündigungsfristen einzuhalten: 

Arbeitsvertrag auf Probe, Art. 34 KP: 
– bei einer Probezeit von bis zu 2 Wochen, Kündigungsfrist von 3 Tagen, 
– bei einer Probezeit von über 2 Wochen aber unter 3 Monaten, Kündigungs-

frist von 1 Woche, 
– bei einer Probezeit von 3 Monaten, Kündigungsfrist von 2 Wochen, 

Unbefristeter Arbeitsvertrag, Art. 36 § 1 KP: 
– bei einer Anstellung von bis zu 6 Monaten Kündigungsfrist von 2 Wochen, 
– bei einer Anstellung von über 6 Monate Kündigungsfrist von 1 Monat, 
– bei Anstellung von mindestens 3 Jahren Kündigungsfrist von 3 Monaten, 

In die Beschäftigungszeit zählt auch die Zeit, die man beim vorherigen Arbeitge-
ber beschäftigt war, hinein, soweit der Arbeitsnehmer seinen Arbeitsplatz aus ge-
sundheitlichen Gründen, welche vom Arzt bestätigt wurden, wechseln musste
(Art. 361, 231 KP)

Befristeter Arbeitsvertrag 
Der befristete Arbeitsvertrag kann nur bei einer Vertragsdauer von mindestens 6
Monaten aufgelöst werden, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass eine Kün-
digungsmöglichkeit im Vertrag festgehalten wurde. Die Kündigungsfrist beträgt
in diesem Fall 2 Wochen (Art. 331 KP). 
Bei einem Vertretungsvertrag beträgt die Kündigungsfrist 3 Arbeitstage.

Außerordentliche (fristlose) Kündigung 
Der Arbeitgeber kann die fristlose Kündigung nur in folgenden, vom Arbeitneh-
mer verschuldeten, Fällen aussprechen (Art. 52 KP): 
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– Verletzung wesentlicher vertraglicher Pflichten 
– Begehung eines Verbrechens, das eine weitere Anstellung unmöglich macht 
– selbstverschuldeter Verlust von Arbeitsbefähigungsnachweisen 

sowie beim Vorliegen folgender, vom Arbeitnehmer nicht verschuldeter, Gründe
(Art. 53 KP): 
– krankheitsbedingte Abwesenheit von über 3 Monaten bei einer Anstellung

unter 6 Monaten 
– krankheitsbedingte Abwesenheit, die länger dauert als der Anspruch auf Ent-

geltfortzahlung und Krankengeld bei einer Anstellung von mehr als 6 Monaten 
– Abwesenheit von mehr als 1 Monat aus anderen (gerechtfertigten) Gründen 

Fristlose Kündigung durch den Arbeitnehmer 
Eine fristlose Kündigung durch den Arbeitnehmer kann in folgenden Fällen erfol-
gen (Art. 55 KP):
– schwere Verletzung der Hauptpflichten gegenüber dem Arbeitnehmer
– ärztlich bestätigter schädlicher Arbeitseinfluss auf die Gesundheit des Arbeit-

nehmers 

Die Erklärung des Arbeitnehmers hat schriftlich und unter Angabe des die Aufhe-
bung des Arbeitsvertrages rechtfertigenden Grundes zu erfolgen. 
Sollte die Aufhebung des Arbeitsvertrages auf eine grobe Verletzung der Pflichten
durch den Arbeitgeber zurückzuführen sein, so steht dem Arbeitnehmer ein Scha-
denersatz in Höhe der Vergütung der Kündigungsfrist zu, wenn er einen unbefri-
steten Arbeitsvertrag hatte. Im Falle eines befristeten Arbeitsvertrages steht die-
sem Arbeitsnehmer eine Entschädigung in Höhe eines Arbeitsentgeltes von 2 Wo-
chen zu. 

5. Kündigungsschutz 

Die in Polen geltenden Rechtsvorschriften gewähren den Arbeitnehmern einen
besonderen Beschäftigungsschutz, insbesondere durch:
– Eingeschränktes Kündigungsrecht des Arbeitsvertrages durch den Arbeitgeber

während einer gerechtfertigten Arbeitsabwesenheit des Arbeitnehmers
(Krankheit, Urlaub usw.), 
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– die Pflicht der ordnungsgemäßen und schriftlichen Begründung der Ursachen
für die Kündigung des Arbeitsvertrages durch den Arbeitgeber, 

– die Einschränkung der Entlassungsmöglichkeiten bestimmter Arbeitnehmer-
gruppen, vor allem Frauen (siehe nachfolgender Punkt) sowie Personen, die
kurz vor dem Rentenalter stehen.

Der die Entlassung des Arbeitnehmers beabsichtigende Arbeitgeber ist verpflich-
tet, darüber die diesen Arbeitnehmer vertretende Betriebsgewerkschaft schriftlich
mit Angabe der die Vertragsauflösung begründenden Ursachen zu informieren.
Ist die Betriebsgewerkschaft der Ansicht, die Kündigung ist unbegründet, kann
sie innerhalb von 5 Tagen nach Erhalt der Information dem Arbeitgeber schriftlich
begründete Vorbehalte melden (Art. 38, §§ 1-2).

Eine Ablehnung der Kündigung durch die Gewerkschaft steht dieser jedoch nicht
im Wege. Die Vorbehalte der Gewerkschaft können jedoch eine gewichtige Rolle
im anschließend möglichen Prozess vor dem Arbeitsgericht spielen, denn jeder
Arbeitnehmer hat das Recht, bei einer unbegründeten oder rechtswidrigen Kün-
digung des Arbeitsvertrages durch den Arbeitgeber Klage beim Arbeitsgericht zu
erheben (Art. 44, 45, 56 KP).
Sollte das Arbeitsgericht der Ansicht sein, dass die Klage begründet ist, kann es
die Unwirksamkeit der Kündigung des Arbeitsvertrages und: 
– die Wiederherstellung des Arbeitsverhältnisses (falls die Kündigungsfrist ab-

gelaufen und der Arbeitsvertrag bereits aufgehoben ist), oder 
– die Zahlung eines Schadensersatzes (falls die Wiederherstellung des Arbeits-

verhältnisses unmöglich oder unzweckmäßig ist) 
beschließen.

Besonderer Kündigungsschutz 
Einem besonderen Kündigungsschutz unterliegen u.a. folgende Arbeitnehmer-
gruppen: 
– Arbeitnehmer während einer gerechtfertigten Abwesenheit, z.B. Urlaub oder

Krankheit (Art. 41 KP) 
– Schwangere und Frauen im Mutterschaftsurlaub (Art. 177 KP)
– Eltern im Erziehungsurlaub (Art. 186 KP) 
– Arbeitnehmer, die innerhalb der nächsten 4 Jahre das Rentenalter erreichen

(Art. 39 KP)
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– die Leitung der Betriebsgewerkschaft (die von der Betriebskommission oder der
zwischenbetrieblichen Kommission der Gewerkschaft genannten Personen –
die Zahl der Personen ist von der Zahl der in der Gewerkschaft organisierten
Arbeitnehmer abhängig)

– die Mitglieder des Betriebsrates eines staatlichen Unternehmens und Vor-
standsmitglieder der Betriebsgewerkschaft, genauso wie die Mitglieder der
Betriebsgewerkschaft, die zur Vertretung dieser Organisation gegenüber dem
Arbeitgeber oder dem Organ oder der Person berechtigt sind, das/die für den
Arbeitgeber Aufgaben im Bereich Arbeitsrecht wahrnimmt, sowie ehrenamt-
liche Arbeitsinspektoren.

Die oben genannten Funktionäre genießen während der Tätigkeit sowie bis zu
1 Jahr nach der Beendigung der Tätigkeit den besonderen Kündigungsschutz. 

Abfindungen 
Werden die Arbeitnehmer aus Gründen, die auf der Arbeitgeberseite liegen, bei
einer Massenentlassung25  entlassen, so haben sie folgende Abfindungsansprüche: 
– 1 Monatsgehalt, bei einer Arbeitszeit von bis zu 2 Jahren 
– 2 Monatsgehälter, bei einer Arbeitszeit von 2 bis zu 8 Jahren 
– 3 Monatsgehälter, bei einer Arbeitszeit von mehr als 8 Jahren 

Die Abfindungshöhe darf den Betrag von 15 Minimallöhnen nicht übersteigen. 
Ein Abfindungsanspruch in Höhe eines Monatsgehalts steht überdies Arbeitneh-
mern zu, die in Rente gegangen sind (Art. 921. § 1 KP).

Außerdem steht den Angehörigen eines verstorbenen Arbeitnehmers bei Erfül-
lung der in Art. 93 KP normierten Voraussetzungen eine Abfindung postum zu.

6. Mindestlohn 

Grundsätzlich ist die Entlohnung zwischen den Parteien frei vereinbar. Der verein-
barte Lohn darf grundsätzlich den gesetzlichen Mindestlohn (2004: 824 Zl; 2005:
849 Zl) nicht unterschreiten. Die Einzelheiten des Entlohnungssystems (insbeson-
dere die Mindestentlohnung) können in Kollektivverträgen auf Betriebs- und
Branchenebene festgelegt werden. 
In Polen gelten mehrere Regelungen zum Schutz des Arbeitsentgeltes (Art. 84 ff.
KP). Die wichtigsten davon sind: 
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– der Arbeitnehmer darf auf sein Recht auf Entgelt nicht verzichten, 
– der Arbeitnehmer darf sein Recht auf Entgelt nicht auf eine andere Person

übertragen, 
– das Arbeitsentgelt ist mindestens einmal im Monat zu einem festen und im

Voraus festgesetzten Zeitpunkt zu zahlen, 
– das Arbeitsentgelt ist in Geld zu zahlen; eine teilweise Leistung des Entgeltes

in Naturalien (z.B. in Waren) ist nur dann zulässig, wenn geltende Vorschrif-
ten es so vorsehen, 

– die Möglichkeit der Abzüge vom Arbeitsentgelt ist beschränkt.

7. Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

Bei Krankheit besteht Anspruch auf Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber in
Höhe von mindestens 80 % bis zum 33. Krankheitstag im Kalenderjahr. Bei dar-
über hinausgehender Dauer der Krankheit erhält der Arbeitnehmer Krankengeld
von der Sozialversicherungsanstalt (Art. 92 KP).

8. Arbeitszeiten

Reguläre Arbeitszeit 
Die reguläre Arbeitszeit darf 8 Stunden pro Tag und durchschnittlich 40 Stunden
pro Woche bei einer 5-tägigen Arbeitswoche in einer durchschnittlichen Rech-
nungsperiode von bis zu 4 Monaten nicht übersteigen. (Ausnahmen nur in be-
stimmten Branchen wie Landwirtschaft oder Überwachungsgewerbe). 

Erweiterte Arbeitszeit:
Begründet dies die Art der ausgeübten Arbeit oder die Arbeitsorganisation, darf
das System der Gleitarbeitszeit angewendet werden, in dem eine Verlängerung
der Tagesarbeitszeit zulässig ist, doch nicht mehr als bis zu 12 Stunden, in einem
Rechungszeitraum von maximal 1 Monat. Die verlängerte Tagesarbeitszeit wird
mit einer kürzeren Tagesarbeitszeit an manchen Tagen oder mit arbeitsfreien
Tagen ausgeglichen (Art. 135, §1).

Mit dem Einverständnis der Betriebsgewerkschaft darf die Rechnungsperiode auf bis
zu 3 Monate erhöht werden, bei saisonabhängigen Arbeiten bis zu vier Monaten.
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9. Pausen 

Arbeitspausen 
Bei einer durchgehenden Arbeit von 6 Stunden haben die Arbeitnehmer einen
Anspruch auf eine bezahlte 15-minütige Arbeitspause. Die Verträge und Regle-
ments können eine unbezahlte Arbeitspause von bis zu 60 Minuten vorsehen (Art.
134, 141 KP).

Ruhezeit
Dem Arbeitnehmer steht täglich eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens
elf Stunden zu (Art. 132 § 1 KP).

Innerhalb einer Woche kann ein Arbeitnehmer grundsätzlich 35 Stunden ununter-
brochene Ruhezeit beanspruchen (Art. 133 § 1 KP).

10. Überstunden

Das Erbringen von Überstunden ist gesetzlich vorgesehen, jedoch ist das aus-
schließlich bei außerordentlichen Betriebsbedürfnissen sowie zum Schutz des
Menschen und des Eigentums erlaubt. Die Überstunden dürfen 150 Stunden pro
Kalenderjahr nicht übersteigen (Art. 151 § 1, 2 KP).
Der Arbeitgeber hat jedoch kein Recht, sich auf Betriebsbedürfnisse zu berufen
und somit vom Arbeitnehmer das Leisten von Überstunden zu verlangen, wenn
der Arbeitsplatz dieses Arbeitnehmers die größte zulässige Konzentration an
gesundheitsschädlichen Faktoren aufweist (Art. 151 § 2 KP).

Kollektivverträge, Arbeitsreglements sowie Arbeitsverträge können andere Rege-
lungen bezüglich der Überstunden vorsehen. In jedem Fall darf die gesamte
Arbeitszeit durchschnittlich 48 Stunden pro Woche in einer durchschnittlichen
Rechnungsperiode nicht übersteigen (Ausnahme: Personen in leitenden Positio-
nen).

Jugendliche (im Alter zwischen 16 und 18 Jahren) und Schwangere dürfen keine
Überstunden leisten. 
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Entlohnung der Überstunden
Für die vom Arbeitgeber angeordnete Überstundenarbeit hat der Arbeitnehmer
einen Anspruch auf einen Zuschlag. Seine Höhe ist davon abhängig, ob es sich
beim Arbeitnehmer entsprechend seiner Arbeitszeiteinteilung um Arbeitstage
handelt oder nicht. So beträgt der Zuschlag für Überstunden, die in der Nacht
oder an Sonn- und Feiertagen geleistet wurden, die für den Arbeitnehmer keine
Arbeitstage sind, 100 %. Dieser Zuschlag steht ihm auch zu, wenn er an Tagen,
die ihm als Ausgleich für Sonn- und Feiertagsarbeit gewährt wurden, Überstun-
denarbeit erbringt. Für sonstige Überstunden (an den für den Arbeitnehmer
regulären Arbeitstagen) besteht ein Anspruch auf einen Zuschlag von 50 % der
regulären Vergütung (Art.1511 KP).

11. Nachtarbeit 

Die Nachtarbeit betrifft einen Zeitraum von 8 Stunden zwischen 21.00 Uhr und
7.00 Uhr. Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf einen Nachtzuschlag von
20 % für jede in der Nacht gearbeitete Stunde. 
Schwangere, Frauen mit Kind im Alter von unter einem Jahr sowie Jugendliche
dürfen keine Nachtarbeit leisten. 

12. Sonn- und Feiertagsarbeit

Die Arbeit an Sonn- und Feiertagen ist grundsätzlich nur in den in Art. 15110 KP
aufgeführten Fällen erlaubt. Dazu gehören insbesondere die dringlichen Repara-
turen, die Schichtarbeit sowie die Arbeit in bestimmten Branchen wie Tourismus,
Gastronomie oder Transportwesen. 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Arbeitnehmern, die an Sonn- und Feiertagen
arbeiten, innerhalb bestimmter Fristen andere arbeitsfreie Tage zu gewähren.
Wenn dies nicht möglich ist, steht dem Arbeitnehmer eine zusätzliche Vergütung
in Höhe des Zuschlages zu, der für Überstunden an Sonn- und Feiertagen gilt, die
für den Arbeitnehmer keine regulären Arbeitstage darstellen (Art. 15111 KP).
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13. Teilzeitbeschäftigung

Der Arbeitgeber muss dem Wunsch des Arbeitnehmers, nur noch in Teilzeit arbei-
ten zu wollen, im Rahmen seiner Möglichkeiten entsprechen. Dabei dürfen Lohn
und andere Leistungen im proportionalen Verhältnis gekürzt werden. Die übrigen
Arbeitsbedingungen dürfen allerdings nicht schlechter als bisher sein (Art. 292

KP).
Die Urlaubsdauer im Rahmen eines Teilzeitarbeitsvertrages steht im proportiona-
len Verhältnis zur Arbeitszeit. 
(Anmerkung: Für die in Deutschland populären Langzeitkonten fehlen die entsprechenden gesetzlichen
Grundlagen in Polen. Auch ist eine Übertragung von Zeitguthaben von einem Ausgleichszeitraum auf
den nächsten unzulässig. So ist auch Mehrarbeit zum Ansparen von Zeitguthaben, die dann in länge-
ren Freizeitblöcken ausgeglichen werden können, nicht möglich.)

14. Erholungsurlaub

Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf einen jährlichen Urlaub, auf den er nicht
verzichten darf (Art. 152 KP). 
Die gesetzlich festgelegte Dauer des Erholungsurlaubs beträgt 20 Arbeitstage bei
weniger als 10 Beschäftigungsjahren sowie 26 Arbeitstage nach mindestens 
10 Beschäftigungsjahren (Art. 154 KP).
Der erste Urlaubsanspruch entsteht nach Ablauf des ersten Beschäftigungsmonats
(pro Monat ein Zwölftel von 20 Tagen). Weitere Urlaubsansprüche entstehen dann
jeweils mit Beginn eines neuen Kalenderjahres. Zur Berechnung des Urlaubs-
anspruches werden sämtliche Beschäftigungsjahre zusammengezählt, unabhängig
vom Arbeitgeber. 
Zur Berechnung der Beschäftigungszeit, von der der Urlaubsanspruch abhängig
ist, werden folgende Ausbildungsjahre aufgrund folgenden Schulabschlusses hin-
zugerechnet: 
– Berufsschule – planmäßige Ausbildungsdauer, maximal 3 Jahre
– Oberstufe der Berufsschule – planmäßige Ausbildungsdauer, maximal 5 Jahre
– Oberstufe der Berufsschule für Abgänger von Berufsschulen (oder gleich-

wertigen) – 5 Jahre
– allgemeinbildende Oberschule – 4 Jahre
– Aufbauschule für Oberschulabgänger – 6 Jahre
– Hochschule – 8 Jahre
Diese Ausbildungsjahre werden jedoch nicht summiert (Art.155 §1).
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15. Unbezahlter Urlaub

Unbezahlter Urlaub kann auf schriftlichen Antrag des Arbeitnehmers vom Arbeit-
geber gewährt werden. Seine Dauer wird nicht in die Arbeitszeit hineingerechnet,
es sei denn, dass der Arbeitgeber den Urlaub genehmigt hat, damit der Arbeit-
nehmer in der Zeit bei einem anderen Arbeitgeber beschäftigt werden kann (Art.
174, 1741 KP).

16. Mutterschafts- und Erziehungsurlaub

Der Mutterschaftsurlaub beträgt 16 Wochen für das erste Kind und 18 für jedes
weitere Kind sowie 26 Wochen bei Mehrlingsgeburten. Der Mutterschaftsurlaub
kann auf Antrag der Arbeitnehmerin auf 14 Wochen verkürzt werden. Wird der
Mutterschaftsurlaub der Mutter verkürzt, geht der Anspruch auf den Mutter-
schaftsurlaub auf den Vater über (er hat ein Antragsrecht) (Art. 180 KP).

Ein Teil des Mutterschaftsurlaubs (mindestens 2 Wochen) kann vor dem voraus-
sichtlichen Geburtsdatum in Anspruch genommen werden. Für die Zeit des Mut-
terschaftsurlaubs steht der Arbeitnehmerin ein Mutterschaftsgeld zu. 

Der Erziehungsurlaub steht einem Arbeitnehmer bei einer Anstellung von minde-
stens 6 Monaten in einem Umfang von bis zu 3 Jahren zu. Er ist eine rechtlich
besonders geschützte Form des unbezahlten Urlaubs für die Erziehung von Kindern
im Alter von bis zu 4 Jahren. Der Erziehungsurlaub kann in Form einer Arbeitszeit-
kürzung bis auf 50% der regulären Arbeitszeit beantragt werden. Dem Antrag der
Arbeitnehmerin muss entsprochen werden, das Arbeitsverhältnis darf grundsätz-
lich während des Erziehungsurlaubs nicht aufgelöst werden (Art. 1861. § 1).

Einer Frau, die ein Kind erzieht, stehen auch andere Rechte zu, z.B. Stillpausen
oder Freistellung für Betreuung. Ein Teil dieser Rechte steht auch Männern (auf
Grund der Gleichberechtigung) zu. 
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17. Frauenarbeitsschutz 

Frauen werden als Arbeitnehmerinnen besonders geschützt. Der besondere
Schutz der Frauen umfasst:
– das Verbot der Aufhebung des Arbeitsvertrages während der Schwanger-

schaft und im ersten Mutterschaftszeitraum, d.h. während des Mutterschafts-
und Erholungsurlaubs (dies betrifft jedoch nicht Arbeitnehmerinnen in einem
Arbeitsverhältnis auf Probe, welches nicht länger als einen Monat dauert)
(Art. 177 KP),

– das Verbot der Nacht- und Überstundenarbeit während der Schwangerschaft
(Art. 178 KP),

– das Verbot der Beschäftigung von Frauen bei besonders beschwerlichen oder
gesundheitsschädlichen Arbeiten (Art. 176 KP).

Die Vorschriften zum besonderen Frauenschutz sind zwingendes Recht, d.h. sie
können weder wirksam geändert noch aufgehoben werden (auch nicht durch
eine Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und der Arbeitnehmerin).

18. Beschäftigung von behinderten Arbeitnehmern

Eine Person mit Behinderung unterliegt wie jeder andere Arbeitnehmer den Rege-
lungen des KP. Diese wurden jedoch durch das Gesetz zur beruflichen und sozia-
len Rehabilitation sowie Beschäftigung von Menschen mit Behinderung (ustawa
o rehabilitacji zawodowej i społecznej oraz zatrudnianiu osób niepełnowpra-
wnych) vom 27. 08. 1997 modifiziert.

Danach darf eine Person mit Behinderung nicht länger als 8 Stunden pro Tag und
40 Stunden in der Woche arbeiten und eine Person mit einem mittleren oder
schweren Grad der Behinderung darf nicht länger als 7 Stunden am Tag und 35
Stunden in der Woche arbeiten. Dies betrifft jedoch nicht Personen, die im Bereich
Wachschutz tätig sind oder auf Antrag mit ärztlicher Erlaubnis von diesem Recht
keinen Gebrauch machen.

Außerdem haben Menschen mit Behinderung ein Anrecht auf eine zusätzliche 15-
minütige Gymnastik- oder Erholungspause.
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Ein Unternehmer, der Menschen mit Behinderung einstellt, ist zu Folgendem be-
rechtigt:
– Rückerstattung der Sozialversicherungsbeiträge
– Rückerstattung der Kosten, die bei der Anstellung der arbeitslosen Behinder-

ten entstanden sind (in Höhe von 18 Monatgehältern)
– Finanzierung der Schaffung oder Angleichung von Arbeitsplätzen für Men-

schen mit Behinderung

19. Sozialabgaben/Lohnsteuer

Gesetzliche Lohnabgaben: Sozialversicherung (ZUS) 

Die wichtigsten Lohnabgaben: 
Sozialversicherungen gemäß des Gesetzes über Sozialversicherungen vom
13. 10. 1998 (mit späteren Änderungen)
Altersrente 19,52 % Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 9,76% 
Invalidenrente: 13 %: Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 6,5%
Unfallversicherung: Arbeitgeber 0,4 - 8,12 %
Versicherung im Krankheitsfall: Arbeitnehmer 2,45 %

Krankenversicherung: Arbeitnehmer 8,5% 26

Arbeitsfond: Arbeitgeber 2,45 %
Arbeitslosenfonds: Arbeitgeber 0,15%

Arbeitgeberanteil (effektiv) 19,26 – 26,98 %
Arbeitnehmeranteil (effektiv) 27,16 %

Ertragsteuern
Einkommensteuer 19 %, 30 %, 40 % – Stufentarif
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C. Arbeitsrechtliche Bedingungen und gesetzliche Mindest-
standards in der Tschechischen Republik

I. Der Zugang zum tschechischen Arbeitsmarkt

Im Unterschied zu der Mehrheit der bisherigen EU-Mitgliedstaaten hat die Tsche-
chische Republik von der Einführung einer Übergangsfrist im Rahmen der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit abgesehen. Das heißt: Alle EU-Bürger haben einen vollen,
unbegrenzten und gleichen Zugang zum tschechischen Arbeitsmarkt. 

Die Beschäftigung von EU-Bürgern in der Tschechischen Republik regeln die Vor-
schriften §§ 3 Abs. 2 des Beschäftigungsgesetzes. Danach sind diese Arbeitneh-
mer den tschechischen gleichgestellt. Dies gilt nicht nur im Hinblick auf das Dis-
kriminierungsverbot (d.h. jeder EU-Bürger hat die gleiche Stellung bei der Arbeit-
suche sondern auch im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen wie die Arbeitszeit,
den Urlaub, das Gehalt usw.). Es gibt bei der Einstellung keinen Vorrang für tsche-
chische Staatsbürger und das zuständige Arbeitsamt darf die Einstellung nicht in
diesem Sinne beeinflussen. 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, das zuständige Arbeitsamt zu informieren, wenn
er einen EU-Bürger beschäftigen möchte, spätestens am Tag des Arbeitsbeginns.
Nach dem Gesetz hat der Arbeitgeber einen Beschäftigungsnachweis zu führen,
dessen Inhalt im Gesetz festgelegt ist.
Die Arbeitsämter führen ebenfalls einen Nachweis über die EU-Bürger, die in
ihrem Verwaltungsgebiet eine Beschäftigung aufgenommen haben. Diese Stati-
stik wird aber nicht im Hinblick auf den Wohnort geführt, d.h. die Zahl der Grenz-
gänger an sich ist nicht ermittelbar.

Aufenthaltsrecht in Tschechien
Das Aufenthaltsrecht von Ausländern ist im Gesetz über den Aufenthalt der Aus-
länder auf dem Staatsgebiet der Tschechischen Republik mit Wirkung zum EU-Bei-
tritt geregelt:
Die Bürger der EU-Mitgliedstaaten sowie Bürger aus Norwegen, Island, Liechten-
stein und der Schweiz brauchen für den Aufenthalt in der Tschechischen Republik
kein Visum. Sie können eine Aufenthaltsgenehmigung beantragen, wenn sie sich
länger als drei Monate in Tschechien aufhalten. 
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Sozialversicherungsrecht für Grenzgänger in der Tschechischen Republik 
Allgemein gilt, dass die Arbeitnehmer den Anspruch auf die gleichen Sozial-
leistungen und Steuervorteile haben wie Inländer. Deutsche Bürger, die in
Tschechien arbeiten, sind ebenso wie der Arbeitgeber (tschechische oder deut-
sche Firma) für die Zeit der Arbeitsausübung in Tschechien verpflichtet, Versiche-
rungsbeiträge an die tschechische Kranken- und Sozialversicherung zu zahlen und
zwar nach den tschechischen Beitragssätzen und ohne Rücksicht darauf, ob der
Lohn für diese Arbeit in Deutschland oder Tschechien ausgezahlt wird. Die ent-
sprechenden Sozialabgaben werden automatisch vom Gehalt abgezogen. Renten-
ansprüche und sonstige Leistungen können übertragen werden. Die erworbenen
Rechte bleiben dem Arbeitnehmer erhalten, wenn er sich in einen anderen EU-
Mitgliedstaat begibt. 

Gemäß der EU-Verordnung Nr. 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die inner-
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern, gilt der Anspruch auf vollständige
Krankenpflege für die Arbeitnehmer, die aus einem EU-Mitgliedsstatt sind und in
einem anderen arbeiten. 

Für die Familienmitglieder eines deutschen Arbeitnehmers, der in Tschechien
beschäftigt ist, gilt dieser Anspruch nicht in vollem Umfang. Sie haben den
Anspruch auf so genannte unentbehrliche (notwendige) ärztliche Behandlung.
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II. Arbeitsrechtliche Bedingungen in der Tschechischen Republik

Das tschechische Recht, bzw. Arbeits- und Ausländerrecht hat sich im Laufe der
neunziger Jahre sehr geändert. Im Jahr 2000 wurde eine große Novelle des
Arbeitsgesetzbuchs durch das Gesetz Nr. 155/2000 Slg. erlassen, die das tsche-
chische Arbeitsrecht dem europäischen annähern sollte. Im Rahmen der Vorberei-
tung auf den EU-Beitritt wurde das tschechische Arbeitsgesetzbuch (weiter nur
ArbGB) noch weitere Male novelliert.

Es folgt ein kurzer Überblick der wichtigsten Gesetze, bzw. deren Novellierungen,
die auf Grund der Umsetzung der Richtlinien im Bereich der Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit durchgeführt wurden.

Die novellierten Bestimmungen des Arbeitsgesetzbuches lassen sich nun in vier
Bereiche unterteilen:
- Gleichstellung von Mann und Frau
- Individualarbeitsrecht

(Bei einem Betriebsübergang werden die Arbeitsverhältnisse nicht aufgelöst, der neue Arbeitge-
ber tritt in die Rechte und Pflichten des ursprünglichen Arbeitgebers. Eine rechtliche Regelung des
Betriebsübergangs war bereits im tschechischen Arbeitsgesetzbuch enthalten, sie wurde nunmehr
aber durch die Novelle erheblich erweitert und erstreckt sich z.B. auch auf die Vermietung von
Unternehmen oder ihrer Teile).

- Arbeitnehmervertretung
(Nach der bisherigen rechtlichen Regelung wurden alle Arbeitnehmer durch die Gewerkschaftsor-
gane vertreten. In Unternehmen, in denen sich kein derartiges Organ bildete, wurden die Arbeit-
nehmer jedoch durch niemanden vertreten. Die Novelle des Arbeitsgesetzbuches führt erstmals
Betriebsräte in das tschechische Arbeitsrecht ein).

- Höhere Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

Ferner trat mit 01. 01. 2004 die Novelle 46/2004 zum Arbeitsgesetz in Kraft. Auf-
grund  des Zieles, dadurch das tschechische Arbeitsrecht an die EU-Normen anzu-
gleichen wird sie auch Euronovelle genannt. Inhaltlich normiert die Novelle ins-
besondere das direkte und indirekte Diskriminierungsverbot und das Verbot sexu-
eller Belästigung am Arbeitsplatz. Außerdem soll sie dazu beitragen, die Praxis
der „Verkettung“ von befristeten Arbeitsverträgen einzudämmen und novelliert
die Bestimmungen hinsichtlich von Vereinbarungen über ein nachträgliches Wett-
bewerbsverbot bzw. die Aufteilung der Arbeitszeit. Arbeit mit Asbest wird mit Wir-
kung vom 01. 01. 2005 generell verboten. 27
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Arbeitsbedingungen für ausländische Beschäftigte in der 
Tschechischen Republik

Beschäftigungsgesetz, Ges. Nr. 435/2004 Slg.
„Mit dem 01. 10.2004 ist ein neues Beschäftigungsgesetz (Gesetz Nr. 435/2004
Slg. über die Beschäftigung; weiter nur BeschäftigungsG) in Kraft getreten, das
die bislang bestehenden Beschäftigungsgesetze (Gesetz Nr. 1 / 1991 Slg. und
Gesetz Nr. 9 / 1991 Slg.) aufgehoben hat.“ 28

Die Beschäftigung von EU-Bürgern in der Tschechischen Republik regeln die Vor-
schriften § 3 Abs. 2 BeschäftigungsG. Danach sind diese Arbeitnehmer sowie de-
ren Familienangehörige den tschechischen Staatsangehörigen gleichgestellt. Dies
gilt nicht nur im Hinblick auf das Diskriminierungsverbot (d.h. der EU-Bürger hat
die gleiche Stellung bei der Arbeitsuche), sondern auch im Hinblick auf die Ar-
beitsbedingungen wie die Arbeitszeit, den Urlaub, das Arbeitsentgelt usw. 

Für die Arbeitnehmer aus den anderen EU-Mitgliedsstaaten gelten also gleiche
Arbeitsbedingungen wie für die tschechischen Arbeitnehmer. 

Nach der Vorschrift des § 6 Abs. 1 und 2 ArbGB darf man für das Arbeitsverhält-
nis, in dem ein grenzüberschreitendes Element vorhanden ist, eine Rechtswahl
treffen. Wenn also ein EU-Bürger in Tschechien beschäftigt ist, kann er mit dem
Arbeitgeber für das Arbeitsverhältnis die Geltung des jeweiligen ausländischen
Rechts vereinbaren. 

Wenn kein Recht in diesem Sinne ausgewählt wurde, gilt das Recht des Staates,
in dem die Arbeit ausgeübt wird. Falls dies nicht eindeutig feststellbar ist, gilt das
Recht des Staates, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz hat. In den meisten Fällen
wird eher das tschechische Recht einschlägig. 
Im nächsten Kapitel sind die wichtigsten Arbeitsregelungen und Arbeitsbedingun-
gen im Überblick aufgelistet.
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III. Gesetzliche Mindeststandards

1. Arbeitsverträge

Die Entstehung des Arbeitsverhältnisses (§§ 27 ff ArbGB)
Ein Arbeitsverhältnis kann
– durch einen Vertrag zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer,
– durch Wahl oder
– durch Ernennung begründet werden.

Das Arbeitsverhältnis entsteht an dem Tag, der als Tag des Arbeitsantritts im
Arbeitsvertrag vereinbart oder als Tag des Antritts der Funktion bei den durch
Wahl oder Ernennung begründeten Arbeitsverhältnissen bestimmt wurde. Der
Arbeitsvertrag muss nicht in schriftlicher Form abgeschlossen werden, wenn die
Dauer des Arbeitsverhältnisses weniger als einen Monat beträgt und der Arbeit-
nehmer darauf nicht besteht. In allen anderen Fällen ist ein schriftlicher Vertrags-
abschluss erforderlich. Die Nichteinhaltung der Schriftform führt jedoch nicht
zwangsläufig zur Ungültigkeit des Vertrags.

Mindestvoraussetzungen im Arbeitsvertrag (§§ 29 ff ArbGB)
Im Arbeitsvertrag muss zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer Fol-
gendes vereinbart werden:
– Art der Arbeit, für die der Arbeitnehmer aufgenommen wird,
– Ort der Arbeitsausübung (Gemeinde und Betriebsteil oder anders bestimmter

Ort),
– Tag des Arbeitsantritts.
– Ergänzende Vereinbarungen

Gemäß § 29 Abs. 2 können außerdem weitere Bedingungen vereinbart werden,
die im Interesse der Vertragsparteien liegen, wie z.B.:
– nachvertragliches Wettbewerbsverbot (Konkurrenzklausel),
– Dauer des Arbeitsverhältnisses,
– Probezeit,
– Teilzeit.
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Der Abschluss eines Arbeitsvertrags ist grundsätzlich auf bestimmte oder unbe-
stimmte Zeit möglich. Wenn im Arbeitsvertrag keine Dauer ausdrücklich festge-
legt wurde, wurde das Arbeitverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen. Für
gelegentliche oder unregelmäßige Aushilfstätigkeiten kommt neben dem Arbeits-
vertrag die so genannte „Vereinbarung über die Ausführung eines Arbeitsauf-
trags“ oder eine „Vereinbarung über eine Arbeitstätigkeit“ in Betracht. 

Die Heranziehung anderer Vertragstypen als Grundlage für die Ausführung nicht
selbständiger Arbeit ist nach tschechischem Arbeitsrecht unzulässig. 29

2. Befristung

Wie bereits oben angeführt wurde, können sowohl befristete als auch unbefriste-
te Arbeitsverträge abgeschlossen werden. Durch die Novelle des ArbGB (wirksam
zum 01. 03. 2004) wurde die Gesamtlaufzeit von befristeten Arbeitsverhältnissen,
die mit einem Arbeitgeber nacheinander eingegangen werden können, auf höch-
stens zwei Jahre begrenzt. 

Abgesehen von einigen gesetzlich festgelegten Ausnahmen dürfen also die auf
bestimmte Zeit abgeschlossenen Arbeitsverträge nur auf insgesamt höchstens 
2 Jahre verlängert werden. Wird dies nicht erfüllt, kann das Arbeitsverhältnis
durch schriftliche Erklärung des betroffenen Arbeitnehmers gegenüber dem
Arbeitgeber vor dem Ablauf des letzten befristeten Arbeitsvertrags in ein unbefri-
stetes umgewandelt werden. Sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer
können sich innerhalb von 2 Monaten ab dem Tag, an dem das Arbeitsverhältnis
durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit enden sollte, an das zuständige Gericht
mit dem Antrag auf Feststellung, ob die Bedingungen für ein befristetes Arbeits-
verhältnis erfüllt wurden, wenden.

In Sonderfällen wie z.B. bei einer Vertretung wegen Mutterschaftsurlaubs oder
Krankheit und aus anderen, mit dem zuständigen Gewerkschaftsorgan schriftlich
vereinbarten Gründen gilt das oben Angeführte nicht.
Im Tarifvertrag kann der Kreis der Arbeitnehmer vereinbart werden, mit denen
keine befristeten Arbeitsverhältnisse eingegangen werden können. 
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3. Probezeit (§ 31 ArbGB)

Im Arbeitsvertrag kann schriftlich eine Probezeit vereinbart werden, die höchstens
3 Monate betragen und nicht verlängert werden darf. Wurde keine kürzere Pro-
bezeit vereinbart, beträgt die Dauer 3 Monate.

4. Kündigungsfristen

Gemäß § 42 ArbGB kann das Arbeitsverhältnis
– durch Vereinbarung,
– durch Kündigung,
– durch fristlose Auflösung,
– durch Auflösung in der Probezeit oder
– durch Ablauf der vereinbarten Laufzeit bei einem befristeten Arbeitsverhältnis
aufgelöst werden.

Bei Ausländern und Staatenlosen kann das Arbeitsverhältnis außerdem aufgrund
einer vollstreckbaren behördlichen Entscheidung, die zur Beendigung des Aufent-
halts des Arbeitnehmers in der Tschechischen Republik führt, oder aufgrund eines
entsprechenden rechtskräftigen Urteils aufgelöst werden.

Kündigung (§§ 44 ff ArbGB)
Durch Kündigung kann das Arbeitsverhältnis sowohl vom Arbeitgeber als auch
vom Arbeitnehmer aufgelöst werden. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen
und der anderen Vertragspartei zugestellt werden, ansonsten ist sie nichtig. Der
Arbeitgeber kann das Arbeitsverhältnis nur aus den im § 46 Abs. 1 ArbGB aus-
drücklich genannten Gründen kündigen; der Kündigungsgrund muss in der Kündi-
gung angeführt werden, andernfalls ist die Kündigung ungültig. Der Kündigungs-
grund darf nicht nachträglich geändert werden. Der Arbeitnehmer kann dagegen
aus einem beliebigen Grund oder ohne Angabe von Gründen kündigen.

Gemäß § 46 ArbGB darf der Arbeitgeber eine Kündigung nur aus folgenden Grün-
den aussprechen:
– die Auflösung des Arbeitgebers oder eines Betriebsteils;
– die Verlegung des Arbeitgebers oder eines Betriebsteils;
– die sog. Überzähligkeit des Arbeitnehmers infolge einer Entscheidung des
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Arbeitgebers (d. h. aus betriebsorganisatorischen Gründen);
– die durch ein ärztliches Gutachten bestätigte langfristige Untauglichkeit des

Arbeitnehmers zur weiteren Ausübung der bisherigen Tätigkeit aufgrund sei-
nes Gesundheitszustands;

– mangelnde rechtliche oder sonstige Voraussetzungen des Arbeitnehmers für
die Ausübung der vereinbarten Arbeit oder Nichterfüllung der Anforderungen
des Arbeitgebers an eine ordentliche Ausübung der Arbeit (ohne Verschulden
des Arbeitgebers);

– das Bestehen von Gründen auf Seiten des Arbeitnehmers, aus welchen der
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis sofort auflösen kann, oder fortdauernde
schwerwiegende Verstöße gegen die Arbeitsdisziplin.

Bei einer Kündigung des Arbeitsverhältnisses aufgrund eines der ersten drei der
oben angeführten Gründe, beträgt die Kündigungsfrist 3 Monate, andernfalls 
2 Monate. Die Frist beginnt am ersten Tag des auf die Zustellung der Kündigung
folgenden Monats.

Abfindung
Bei Kündigung aus einem der ersten drei der oben angeführten Gründe besteht
ein Anrecht des Arbeitnehmers auf Abfindung mindestens in Höhe des Zweifa-
chen des durchschnittlichen Monatsverdienstes. Eine Neuregelung für Abfin-
dungszahlungen bei befristeten Verträgen soll 2006 in Kraft treten.

5. Kündigungsschutz 

Schutzfrist (§§ 48 ff ArbGB)
Während der Schutzfrist darf der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer keine Kündigung
aussprechen. 
Die Wirkung der Schutzfrist gilt:
– während der Arbeitnehmer wegen einer Krankheit oder eines Unfalls krank-

geschrieben ist, soweit er sich die Arbeitsunfähigkeit nicht vorsätzlich herbei-
geführt oder im Zustand der Trunkenheit verursacht hat;

– während der langfristigen Freistellung des Arbeitnehmers zwecks Ausübung
eines öffentlichen Amtes;

– während die Arbeitnehmerin schwanger oder im Mutterschaftsurlaub ist oder
die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer im Erziehungsurlaub ist;
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– während des Vorliegens einer ärztlich bestätigten vorübergehenden Unfähig-
keit zur Ausübung der Nachtarbeit bei einem nachts arbeitenden Arbeitneh-
mer.

Dieses Kündigungsverbot bezieht sich nicht auf
– die betriebsbedingten Kündigungsgründe (Auflösung oder Verlegung des

Arbeitgebers) gemäß § 46 Abs. 1 Buchst. a und b ArbGB;
– den Kündigungsgrund, der dem Arbeitgeber die fristlose Auflösung des

Arbeitsverhältnisses ermöglicht, sofern es sich nicht um eine Arbeitnehmerin
im Mutterschafts- oder um eine Arbeitnehmerin bzw. einen Arbeitnehmer im
Erziehungsurlaub handelt;

– eine sonstige Verletzung der Arbeitsdisziplin, sofern es sich nicht um eine
Arbeitnehmerin im Mutterschaftsurlaub oder um eine Arbeitnehmerin bzw.
einen Arbeitnehmer handelt, die/der dauerhaft für ein Kind sorgt, welches
jünger als drei Jahre ist.

6. Mindestlohn (§ 111 Abs. 3 ArbGB)

In der Tschechischen Republik wird jedem Arbeitnehmer ein gesetzlicher Mindest-
lohn garantiert. Dieser wird durch die Regierungsverordnung Nr. 303 / 1995 Slg.
über den Mindestlohn in der jeweils geltenden Fassung bestimmt und regelmäßig
aktualisiert.
Durch die Regierungsverordnung Nr. 333 /1993 Slg. werden zudem die Mindest-
lohntarife sowie Zulagen für Arbeit unter erschwerten Bedingungen, in einer
gesundheitsschädlichen Umgebung und bei Nachtarbeit festgelegt. Abhängig
von den gestellten Anforderungen sowie der jeweiligen Arbeitsbelastung werden
die Mindestlöhne in zwölf Tarifstufen abgestuft.
Seit dem 01. 01. 2005 beträgt der Mindestlohn CZK 42,50 pro geleistete Arbeits-
stunde bzw. CZK 7.185 brutto monatlich bei Arbeitnehmern mit Anspruch auf
Monatslohn.

Folgenden Arbeitnehmern wird der Mindestlohn gekürzt:
– auf 90 % der genannten Beträge, wenn es sich um das erste Arbeitsverhältnis

eines Arbeitnehmers zwischen dem 18. und 21. Lebensjahr handelt, während
der ersten sechs Monate ab Beginn des Arbeitsverhältnisses;

– auf 80 % der genannten Beträge, wenn es sich um einen Jugendlichen handelt;
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– auf 75 % der genannten Beträge, wenn es sich um einen Arbeitnehmer han-
delt, der eine Teilinvalidenrente bezieht;

– auf 50 % der genannten Beträge, wenn es sich um einen Arbeitnehmer mit
voller Invalidenrente oder einen invaliden Jugendlichen handelt, der keine
volle Invalidenrente bezieht.

Die Höhe des Mindestlohns von CZK 42,50 pro geleistete Arbeitsstunde (bzw.
höher entsprechend der jeweiligen Lohntarifstufe) bezieht sich auf eine wöchent-
liche Arbeitszeit von 40 Stunden; bei einer abweichend festgelegten Wochenar-
beitszeit wird sie entsprechend angepasst. Sollte die Mindestlohngrenze in einem
Monat nicht erreicht werden, ist der Arbeitgeber verpflichtet, die Differenz nach-
zuzahlen.

Lohnzulagen
Ein Arbeitgeber, der unternehmerisch tätig ist, muss dem Arbeitnehmer folgende
Zulagen zahlen:
– Überstundenzulage;
– Feiertagszulage;
– Nachtarbeitszulage;
– Zulage für die Arbeit in einer gesundheitsschädlichen Umwelt. 30

7. Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

Während der sog. vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krankheit
steht dem Arbeitnehmer keine Vergütung seitens des Arbeitgebers zu. Der Arbeit-
nehmer hat für die Zeit der vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit, längstens
jedoch für ein Jahr, Anspruch auf Krankengeld. Dessen Höhe wird dabei auf
Grundlage des in den letzten 12 Monaten vor dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit
bezogenen Entgelts bemessen (Jahresbemessungsgrundlage). Daraus wird die
Tagesbemessungsgrundlage errechnet, von der der Arbeitnehmer während der
ersten drei Tage der Arbeitsunfähigkeit 25 % und in der Folge 69 % erhält. 
Die Tagesbemessungsgrundlage ist nach oben begrenzt: während der ersten 14
Tage mit CZK 558 (90 % des Betrags bis CZK 480 zuzüglich 60 % des Betrags zwi-
schen CZK 480 bis 690; der Betrag über CZK 690 bleibt unberücksichtigt) und
danach mit CZK 606 (100 % des Betrags bis CZK 480 zuzüglich 60 % des Betrags
zwischen CZK 480 bis 690, der Betrag über CZK 690 bleibt unberücksichtigt). 
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8. Arbeitszeiten

Die Dauer der Arbeitszeit beträgt höchstens 40 Stunden wöchentlich; sie wird in
der Regel in eine fünftägige Arbeitswoche eingeteilt. Sollte die Arbeitszeit nicht
gleichmäßig auf die einzelnen Wochen aufgeteilt werden können, darf die
Wochenarbeitszeit ohne Überstundenarbeit bei ungleichmäßiger Verteilung der
Arbeitzeit nicht die für höchstens 12 aufeinander folgende Kalendermonate fest-
gelegte durchschnittliche Wochenarbeitszeit überschreiten. 
Beginn und Ende der Arbeitszeit werden vom Arbeitgeber nach Anhörung des
zuständigen Gewerkschaftsorgans festgelegt. (§ 87 ArbGB)

Schichten 
Die Dauer einer Schicht darf bei ungleichmäßiger Verteilung der Arbeitszeit nicht
12 Stunden überschreiten (§ 85 Abs. 2 ArbGB). Der Arbeitgeber muss die Arbeits-
zeit so einteilen, dass der Arbeitnehmer zwischen dem Ende einer Schicht und
dem Beginn der folgenden Schicht eine ununterbrochene Ruhezeit von minde-
stens 12 Stunden innerhalb von 24 Stunden hat. (§ 90 ArbGB)

Gleitende Arbeitszeit (§§ 85 ff ArbGB)
Im Interesse einer besseren Ausnutzung der Arbeitszeit sowie der Befriedigung
persönlicher Bedürfnisse der Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber nach Anhörung
des zuständigen Gewerkschaftsorgans die gleitende Arbeitszeit anwenden. Bei
der gleitenden Arbeitszeit kann der Arbeitnehmer selbst den Beginn, gegebenen-
falls auch das Ende seiner Arbeitszeit im Rahmen bestimmter Zeitabschnitte, die
vom Arbeitgeber vorgegeben werden, bestimmen.

Es gibt drei Formen der gleitenden Arbeitszeit:
– tägliche Gleitzeit,
– wöchentliche Gleitzeit,
– vierwöchiger Zeitraum mit gleitender Arbeitszeit (monatliche Gleitzeit).

Pendler dt.  22.12.2005  9:34 Uhr  Seite 54



TSCHECHISCHE REPUBLIK – GESETZLICHE MINDESTSTANDARDS

55

9. Pausen (§ 89 ArbGB)

Den Arbeitnehmern muss spätestens nach 6 Stunden, bei Jugendlichen nach 4,5
Stunden ununterbrochener Arbeit eine Arbeitspause von mindestens 30 Minuten
ermöglicht werden. Die Arbeitspausen dürfen nicht zu Beginn und am Ende der
Arbeitszeit gewährt werden und zählen nicht als Arbeitszeit.

Ruhezeiten (§ 91 ArbGB)
Feiertage sind Tage der Arbeitsruhe: An Feiertagen gilt ein allgemeines Arbeits-
verbot mit vollem Lohnausgleich. (Feiertage werden durch das Gesetz Nr.
245/2000 Slg. bestimmt.)

Unter die Ruhetage fallen auch Tage, an denen der Arbeitnehmer seine ununter-
brochene wöchentliche Ruhezeit hat. Die Arbeitszeit muss vom Arbeitgeber so
eingeteilt werden, dass der Arbeitnehmer während der sieben aufeinander fol-
genden Tage eine ununterbrochene Ruhezeit von mindestens 35 Stunden hat. In
Ausnahmefällen kann die Ruhezeit nach Anhörung des zuständigen Gewerk-
schaftsorgans allerdings bis auf 24 Stunden verkürzt werden.

10. Überstunden (§§ 96 ArbGB)

Es wird zwischen den vom Arbeitgeber angeordneten und solchen Überstunden
unterschieden, die mit Zustimmung des Arbeitnehmers geleistet werden. Die An-
ordnung von Überstunden seitens des Arbeitgebers ist nur in Ausnahmefällen
möglich, wenn gewichtige betriebliche Gründe vorliegen. Der Umfang der ange-
ordneten Überstunden darf bei einem Arbeitnehmer nicht 8 Stunden pro Woche
oder 150 Stunden pro Kalenderjahr übersteigen.

Vergütung der Überstunden:
Nach dem Lohngesetz (LohnG) hat der Arbeitnehmer zusätzlich zu dem erreichten
Lohn Anspruch auf einen Zuschlag in Höhe von mindestens 25 % des Durch-
schnittsverdienstes. Nach dem Gehaltgesetz (GehaltG) hat der Arbeitnehmer für
jede geleistete Überstunde neben dem entsprechenden Teil seines Gehaltstarifs
einen Anspruch auf einen Zuschlag in Höhe von 25 % seines durchschnittlichen
Stundengehalts. Handelt es sich um Überstunden an Ruhetagen, hat der Arbeit-
nehmer einen Anspruch auf einen Zuschlag in Höhe von 50 % seines durch-
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schnittlichen Stundengehalts. Bei beiden Arbeitnehmergruppen (d. h. sowohl
nach dem LohnG als auch nach dem GehaltG) besteht die Möglichkeit, Überstun-
den innerhalb von drei Kalendermonaten nach ihrer Entstehung in Form von Frei-
zeitausgleich abzubauen. 

11. Nachtarbeit (§ 99 ArbGB)

Nachtarbeit ist Arbeit, die in der nächtlichen Zeit, d. h. von 22.00 Uhr bis 06.00
Uhr, geleistet wird. Als Nachtarbeit leistende Arbeitnehmer gelten jene, die regel-
mäßig mindestens während drei aufeinander folgender Stunden nachts arbeiten.
Die Arbeitszeit darf bei der Nachtarbeit acht Stunden im Zuge von 24 aufeinan-
der folgenden Stunden nicht überschreiten.

Ein Arbeitnehmer, welcher Nachtarbeit leistet muss von einem Arzt untersucht
werden:
– vor Eingliederung zur Nachtarbeit,
– regelmäßig nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich,
– immer, wenn während der Eingliederung zur Nachtarbeit gesundheitliche

Störungen aufgrund der Erbringung von Nachtarbeit auftreten und der Arbeit-
nehmer die ärztliche Untersuchung verlangt.

Nachtarbeitszulage
Derzeit beträgt die Mindestzulage CZK 6,00 pro Stunde (Regierungsverordnung
Nr. 333 / 1993 Slg.). Die Zulage kann im Tarifvertrag erhöht werden. Arbeitneh-
mer bei nicht unternehmerisch tätigen Arbeitgebern haben nach § 7 GehaltG An-
spruch auf eine Zulage in Höhe von 20 % des durchschnittlichen Stundenverdien-
stes.

Pendler dt.  22.12.2005  9:34 Uhr  Seite 56



12. Sonn- und Feiertagsarbeit

Sonn- und Feiertage sind Tage der Arbeitsruhe mit vollem Lohnausgleich. Der
Arbeitnehmer, der an diesen Tagen tätig ist, hat sowohl gemäß dem LohnG als
auch gemäß dem GehaltG Anspruch auf den für die Zeit erzielten Lohn sowie auf
Freizeitausgleich, der ihm spätestens bis zum Ende des dritten  Kalendermonats
nach Leistung der Feiertagsarbeit oder in einer anderen vereinbarten Frist
gewährt wird. Der Arbeitnehmer kann mit seinem Arbeitgeber anstelle des Frei-
zeitausgleichs einen Zuschlag mindestens in Höhe des durchschnittlichen Ver-
dienstes zur Abgeltung der Feiertagsarbeit vereinbaren. 

13. Teilzeitbeschäftigung (§ 86 ArbGB)

Teilzeit kann vereinbart werden
– aus betrieblichen Gründen oder
– aus gesundheitlichen oder sonstigen wichtigen, beim Arbeitnehmer liegenden

Gründen, wenn es der Betrieb des Arbeitgebers erlaubt.

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, solche Bedingungen zu schaffen, um entsprech-
enden Anträgen der Arbeitnehmer entgegenkommen zu können.
Dem Arbeitnehmer steht ein der kürzeren Arbeitszeit entsprechender Lohn zu.
Mit Zustimmung des betroffenen Arbeitnehmers darf bei Teilzeitvereinbarungen
an einzelnen Tagen die tägliche Arbeitszeit mehr als neun Stunden betragen.

14. Erholungsurlaub (§§ 100 ff ArbGB)

Der Arbeitnehmer hat unter festgelegten Bedingungen einen Anspruch auf:
– Urlaub für das Kalenderjahr (jährlicher Urlaubsanspruch) oder anteiligen Ur-

laub für die Dauer der Betriebszugehörigkeit,
– Urlaub für geleistete Arbeitstage,
– Zusatzurlaub,
– sonstigen Urlaub.

Der jährliche Urlaubsanspruch beträgt 4 Wochen (unter einer Woche werden sie-
ben aufeinander folgende Tage verstanden). Die gesetzliche Mindesturlaubsdau-
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er kann durch den Tarifvertrag oder interne Vorschriften des unternehmerisch täti-
gen Arbeitgebers um weitere Wochen verlängert werden. Bei Arbeitgebern, die
nicht unternehmerisch tätig sind, beträgt die gesetzliche Mindesturlaubsdauer 
5 Wochen. Ein Anspruch auf Urlaub für das Kalenderjahr entsteht für jeden
Arbeitnehmer, der bei demselben Arbeitgeber wenigstens 60 Tage im Kalender-
jahr ununterbrochen beschäftigt war. Der Urlaubsanspruch beträgt 1/12 des Jah-
resurlaubs für jeden vollen Kalendermonat.

Urlaub für geleistete Arbeitstage (§ 104 ArbGB)
Anspruch auf Urlaub für geleistete Arbeitstage haben diejenigen Arbeitnehmer,
die keinen jährlichen Urlaubsanspruch erworben haben. Je 22 geleistete Arbeits-
tage entsteht dem Arbeitnehmer Anspruch auf 1/12 des Jahresurlaubs.

15. Sonstiger Urlaub (§ 105 ArbGB)

Anspruch auf sonstigen Urlaub haben Arbeitnehmer mit ungleichmäßig aufgeteil-
ter Arbeitszeit oder Arbeitnehmer, deren Arbeit wesentlich von Witterungseinflüs-
sen abhängt. Diesen Arbeitnehmern steht für jede Woche Urlaub, den sie in einer
Zeit mit geringerem Arbeitsbedarf genommen haben, ein um zwei Tage längerer
Urlaub zu. Der Umfang des sonstigen Urlaubs beträgt aber höchstens eine Woche
im Kalenderjahr.

16. Zusatzurlaub

Anspruch auf Zusatzurlaub entsteht denjenigen Arbeitnehmern, die das ganze
Kalenderjahr unter Tage arbeiten oder eine besonders beschwerliche oder gesund-
heitsschädliche Arbeit leisten. Der Umfang des Zusatzurlaubs beträgt höchstens
eine Woche im Kalenderjahr (§ 105 Abs. 2 czArbBG und Kundmachung Nr. 75/
1967 Slg. in der geltenden Fassung).

Pendler dt.  22.12.2005  9:34 Uhr  Seite 58



TSCHECHISCHE REPUBLIK – GESETZLICHE MINDESTSTANDARDS

59

17. Mutterschafts- und Erziehungsurlaub (§§ 157 ff ArbGB)

Die Arbeitnehmerin hat einen Anspruch auf Mutterschaftsurlaub im Umfang von
28 Wochen. Einer Arbeitnehmerin, die zwei oder mehrere Kinder geboren hat
oder allein stehend ist, entsteht ein Urlaubsanspruch von 37 Wochen. Der Urlaub
sollte in der Regel 6 Wochen, frühestens jedoch 8 Wochen vor der erwarteten
Geburt des Kindes bzw. der Kinder angetreten werden.
Zur Pflege des Kindes hat der Arbeitgeber einer Arbeitnehmerin und einem
Arbeitnehmer auf Antrag Erziehungsurlaub zu gewähren. Der Erziehungsurlaub
ist der Mutter des Kindes nach Ablauf des Mutterschaftsurlaubs und dem Vater
des Kindes nach der Geburt des Kindes in der beantragten Dauer, jedoch höch-
stens bis zum Erreichen des dritten Lebensjahres des Kindes zu gewähren. 

18. Beschäftigung von behinderten Arbeitnehmern

Nach der politischen Wende wurden in der Tschechischen Republik verschiedene
Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungslage von Behinderten und ihrer
Arbeitsbedingungen umgesetzt.

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den Arbeitnehmern mit Behinderung entspre-
chende Arbeitsbedingungen sicherzustellen (§ 133 Abs. 3, § 148 ArbGB). 31

Die Grundlage für die Erhöhung der Beschäftigung von behinderten Arbeitneh-
mern wurde durch das BeschäftG geschaffen, wonach bei Arbeitgebern, die min-
destens 25 Arbeitnehmer beschäftigen, mindestens 4 % der Belegschaft Arbeit-
nehmer mit Behinderung bilden müssen.
Diese Voraussetzung kann durch die Abnahme von Waren oder Dienstleistungen
von Unternehmen, in denen die Arbeitnehmer mit Behinderung mindestens 50 %
der Belegschaft bilden, oder durch eine Abgabe in den Staatshaushalt in Höhe
des 2,5fachen des sog. durchschnittlichen Monatlohns in der Volkswirtschaft,
welcher vom Ministerium für Arbeit und Soziales regelmäßig bestimmt wird, für
jeden Menschen mit Behinderung, der von dem Arbeitgeber beschäftigt werden
sollte, ersetzt werden.

Außerdem haben Arbeitgeber, bei denen die Arbeitnehmer mit Behinderung min-
destens 50 % der Belegschaft bilden, Anspruch auf einen Zuschuss in Höhe des
0,66fachen des o. a. durchschnittlichen Monatslohnes in der Volkswirtschaft pro
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Arbeitnehmer mit einer sog. schwereren Behinderung bzw. in Höhe des
0,33fachen pro Arbeitnehmer mit einer (nicht schwereren) Behinderung.

19. Sozialabgaben

Die Höhe der Sozialversicherungsbeiträge beträgt insgesamt 34 %, davon sind
26 % der Arbeitgeberanteil und 8 % der Arbeitnehmeranteil. Die Krankenversi-
cherungsbeiträge betragen insgesamt 13,5 %, davon entfallen 9 % auf den
Arbeitgeber und 4,5 % auf den Arbeitnehmer. 32

Einkommensteuer natürlicher Personen (Lohnsteuer)
Der Einkommensteuersatz ist progressiv. Bei einem zu versteuernden Jahresein-
kommen 
– bis einschließlich CZK 109.200 (ca. 3.640 Euro) 

beträgt der Steuersatz 15 %, 
– von CZK 109.200 bis CZK 218.400 (ca. 7.280 Euro) 

beträgt der Steuersatz CZK 16.380 + 20 % von dem zu versteuernden Einkom-
men über CZK 109.200, 

– von CZK 218.400 bis CZK 331.200 (ca. 11.040 Euro) 
beträgt der Steuersatz CZK 38.220 + 25 % von dem zu versteuernden Einkom-
men über CZK 218.400 und 

– über CZK 331.200 
beträgt der Steuersatz CZK 66.420 + 32 % von dem zu versteuernden Einkom-
men über CZK 331.200 CZK. 
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